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Liebe Leserin, lieber Leser,
das 125-jährige Gründungsjubiläum der Deutschen Friedensgesellschaft am 9. November 
2017 wirft seinen Schatten weit voraus – in diesem Heft mit einem Blick auf die Programme 
der DFG von 1898 bis 1974. Das Letztgenannte ist das erste Programm der 1974 aus der Fu-
sion von Deutscher Friedensgesellschaft-Internationale der Kriegsdienstgegner mit dem 
Verband der Kriegsdienstverweigerer entstandenen DFG-VK. Bei einem Rückblick soll es 
aber nicht bleiben, und so beginnt der Start ins Jubiläumsjahr mit dem Symposium „Zukunft 
des politischen Pazifismus“, das die Bertha-von-Suttner-Stiftung der DFG-VK am letzten Ja-
nuar-Wochende in Frankfurt am Main veranstalten wird. Gernot Lennert berichtet über den 

Vorbereitungsstand, das genaue Programm wird dann der 
nächsten ZivilCourage-Ausgabe beiliegen (anmelden kann 
man sich aber bereits jetzt: bertha-von-suttner-stiftung.de/
anmeldung).
Und notieren sollte man sich auch jetzt schon den Termin für 
den „Jubiläumskongress“, der aller Voraussicht nach vom 10. 
bis 12. November 2017 in Berlin stattfinden wird. Beschlie-
ßen muss das noch der DFG-VK-Bundesausschuss, der jetzt 
am Wochenende 8./9. Oktober in Kassel tagt. 
Ein sehr spezielles Datum, denn am 8. Oktober wollen zahl-
reiche Friedensgruppen in Berlin unter dem Motto „Die Waf-
fen nieder“ eine Demonstration veranstalten, zu der bun-
desweit mobilisiert wurde. Die VeranstalterInnen – der 
Bundesausschuss Friedensratschlag, die Kooperation für 
den Frieden und die Berliner Friedenskoordination – meinen 
unter Hinweis auf „den nach gründlichen Diskussionen ver-
abschiedeten gemeinsamen Aufruf“ zur Demonstration: „Es 
wächst also wieder zusammen, was auf dem Höhepunkt des 
Kalten Krieges einmal zusammen war.“ Ob das so stimmt, 
darf man bezweifeln. Der BundessprecherInnenkreis der 
DFG-VK hat sich gründlich mit dem Demo-Aufruf beschäf-
tigt – und beschlossen, ihn nicht zu unterschreiben und 
nicht zu der Demo zu mobilisieren. Die Begründung dafür 
findet sich auf den Seiten 24/25 in diesem Heft.
Manch ein DFG-VK-Mitglied mag das anders sehen und sich 
am 8. Oktober um 12 Uhr zur Auftaktkundgebung am Ber-
liner Alexanderplatz mit anderen versammeln, um dann zum 
Brandenburger Tor zu ziehen. Er sollte aber genau schauen, 
wer diese „anderen“ sind. Die „Friedensbewegung bundes-
weite Koordination“ (www.friedensbewegung.info) bei-
spielsweise ruft für den 8. Oktober zu einer Demonstration, 
Beginn 12 Uhr, Berlin-Alexanderplatz, auf, um „gemeinsam 
die zentrale Forderung der klassischen Friedensbewegung 
Raus aus der NATO! direkt vor die US-Botschaft am Bran-
denburger Tor“ zu tragen, denn: „Nur indem die USA wei-
terhin ihr eigenes künstliches Produkt BRD kontrollieren 
können, sekundiert durch die nationale deutsche Bourgeoi-
sie, ist es dem Imperium möglich, seine aggressiven Expansi-
onsbestrebungen durchzusetzen.“ Mich würde es als Pazifist 
grausen, in unmittelbarer Nähe oder gar gemeinsam mit sol-
chen oder anderen Menschen zu demonstrieren, die nichts 
gegen Militär und Krieg haben, sondern meinen: „Den ganz 
konkreten und mit Abstand grössten Beitrag, den wir für den 
Frieden und die internationale Solidarität leisten können, ist 
aus der imperialen NATO auszutreten. Kein anderes friedens-
politisches Projekt ist dringlicher und wirkmächtiger.“
Der Feind meines Feindes ist nicht automatisch mein Freund.
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Zunächst hatte die Deutsche Friedens-
gesellschaft kein von ihren Mitglieder 
beschlossenes Programm. Das wich-
tigste Mittel, mit dem die DFG für sich 
und ihre Sache warb, war der 1893 
vom Vorstand veröffentlichte Aufruf 
„An das deutsche Volk!“, der Selbstver-
ständnis und Ziel formulierte:

Von den Thronen der Herrscher und den 
Tribünen der Parlamente ertönen Worte 
des Friedens. Kein Volk will den Krieg. 
Jede Regierung scheut sich, die Verant-
wortung für die entsetzlichen Folgen auf 
sich zu nehmen, die der nächste Feldzug 
haben muss; aber ebenso stark wie der 
Wunsch nach Frieden bleibt die Furcht 
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Die programmatische  
Entwicklung der DFG
Dokumentiert: Die Programme der DFG von 1898 bis 1974 

Im nächsten Jahr wird die Deutsche 
Friedensgesellschaft 125 Jahre alt – 
gegründet wurde sie am 9. November 
1892 von den späteren Friedens-
nobelpreisträgern Bertha 
von Suttner und  Alfred Her-
mann Fried. 

Ihr erstes Programm gab 
sich die DFG (erst) im Jahr 
1898. Wenn wir es heute le-
sen, kommt uns vieles fremd 
und komisch vor. Die Sprache 
natürlich, aber auch manche 
Aspekte der Sicht auf die Ursa-
chen von Kriegen und die Vor-
stellung, wie Frieden gaschaffen 
werden kann.

Das zeigt uns: Dieses und die 
nachfolgenden Programme sind 
Dokumente, die aus ihrer Zeit 
heraus verstanden werden müs-
sen. Sie reflektieren die jeweili-
gen spezifischen Zustände, Bedin-
gungen, Bewusstseinsstände. Alle 
Programme aber sind geschrie-
ben von Menschen, die entsetzt 
sind vom Grauen und den Folgen 
des Kriegs, jedes Krieges. Die Su-
che nach seinen Ursachen und nach 
Wegen, „künftige Geschlechter vor 
der Geißel des Krieges zu bewah-
ren, die zweimal zu unseren Lebzei-
ten unsagbares Leid über die Mensch-
heit gebracht hat“, wie es in der Prä-
ambel zur Charta der Vereinten Nati-
onen von 1945 formuliert ist, diese Su-
che kennt verschiedene Antworten. 
Deshalb sind die Programme  immer 
auch ein Produkt des Ringens ver-
schiedener Ansätze, die ausgehandel-
te Übereinkunft zwischen Menschen 
mit unterschiedlichen Grundüberzeu-
gungen, Analysen, Erkenntnissen, Er-
fahrungen. Sie sind Kompromisse, bei 
denen sich Mehrheiten auf Delegier-
tentagen, Generalversammlungen, 
Hauptversammlungen, Bundeskon-
gressen etc. durchgesetzt haben. Im 
günstigen Fall konnten die Minderhei-
ten mit dem Formulierten leben, im 
besten Fall gab es einen Konsens.

Was wir vielleicht lernen können: 
Wir stehen in einer Reihe von Tau-
senden Frauen und Männern, die das 
Elend des Krieges überwinden woll-
ten und sich dafür zusammenge-
schlossen haben. Wir müssen unsere 
eigenen Antworten und Strategien fin-
den, dürfen aber aus Erkenntnissen 
unserer VorgängerInnen lernen und 
daraus profitieren. „Das Rad muss 
nicht in jeder Generation neu erfun-
den werden.“

Stefan Philipp
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vor dem Kriege. Um diesen unerträglichen 
Zustand zu beseitigen, haben sich in allen 
gesitteten Ländern der Erde in den letzten 
Jahrzehnten Friedensgesellschaften gebil-
det, die [...] emporstreben; nach Tausen-
den zählen ihre Mitglieder. Deutschland 
allein, das sonst immer unter den Vor-
kämpfern für alle idealen Bestrebungen zu 
finden war, ist hier zurückgeblieben.

Wohl haben auch einige deutsche 
Volksvertreter sich an den jährlich wieder-
kehrenden interparlamentarischen Frie-
denskongressen beteiligt, aber die breite-
ren Schichten unseres Volkes haben noch 
keine Stellung zu dieser Bewegung ge-
nommen, die schon begonnen hat, ihren 
Einfluss auf die Beziehungen der Nationen 
auszuüben. Dadurch ladet das deutsche 
Volk den Schein auf sich, weniger friedlie-
bend zu sein als andere Völker. Dieser Ver-
dacht aber, so grundlos er auch sein mag, 
birgt schon eine Kriegsgefahr in sich. Des-
halb haben wir in der Hauptstadt des Deut-
schen Reiches eine Friedensgesellschaft 
ins Leben gerufen. Sie soll einen Vereini-
gungspunkt für alle bilden, denen es wün-
schenswert erscheint, dass die aufeinan-
der angewiesenen Staaten sich durch Ver-
träge verpflichten, alle unter ihnen entste-
henden Streitigkeiten durch internationale 
Schiedsgerichte zu entscheiden. Ihre Selb-
ständigkeit und der gegenwärtige Stand 
ihres Besitzes soll durch diese Verträge 
nicht angetastet werden. Dass dieses Ziel 
nicht unerreichbar und mit der Würde je-
des souveränen Staates wohl vereinbar ist, 
beweist die wachsende Zahl der Fälle, in 
denen Streitigkeiten selbst zwischen den 
großen Mächten der Kulturwelt durch 
Schiedsgerichte geschlichtet worden sind. 
Wir verfolgen diese Ziele mit praktischen 
Mitteln; von allen diesen Mitteln ist das 
mächtigste die öffentliche Meinung: wenn 
die Zahl der Mitglieder der Friedensgesell-
schaften erst so groß geworden ist, dass 
der Ausdruck ihres Willens der Ausdruck 
des Volkswillens ist, dann wird keine 
Macht im Stande sein, einen Krieg zu ent-
fesseln, dann, und nur dann wird auch die 
Furcht vor dem Kriege und mit ihr die Ur-
sache der zur unerträglichen Last gewor-
denen Rüstungen verschwinden, unter 
der Europa seufzt.

Wir fordern deshalb unsere Mitbür-
ger und Mitbürgerinnen, welcher Partei 
sie auch angehören mögen, auf, durch ih-
ren Beitritt zur Deutschen Friedensgesell-
schaft die friedliche Gesinnung auch öf-
fentlich zu bekunden, von der sie inner-
lich längst beseelt sind, und dadurch mit-
zuhelfen zur Verwirklichung einer Idee, 
von deren Durchführung das Wohl und 
Wehe unseres deutschen Vaterlandes und 
der ganzen Menschheit abhängt.

1898
Das erste Programm der DFG wur-
de im November 1898 auf dem Dele-
giertentag in Frankfurt am Main be-
schlossen (nachdem es zuvor dem 
Delegiertentag 1897 in Berlin vorge-
legt und dann den örtlichen Gruppen 
zur Stellungsnahme unterbreitet wor-
den war):

I. Der Krieg steht im Widerspruch mit 
der heutigen Kulturstufe zivilisierter Na-
tionen. Seine Beseitigung ist vom Stand-
punkte der Religion, der Sittlichkeit und 
der Volkswohlfahrt gleichmäßig geboten. 
Der Krieg ist nicht einmal ein notwendi-
ges Übel, da internationale Streitigkeiten 
erfahrungsgemäß auf friedlichem Wege 
gerechter und dauernder beigelegt wer-
den können.

Daher gebietet nicht nur de allgemein 
menschliche, sondern auch im höchsten 
Grade die patriotische Pflicht, zur Verhü-
tung des Krieges mit seinen unabsehbaren 
Folgen alle Kraft einzusetzen.

II. Eine seiner Hauptwurzeln hat der Krieg 
in den von dem altbarbarischen Fremden-
hass stammenden Vorurteilen und Lei-
denschaften. In Wahrheit aber bilden die 
verschiedenen Nationen nicht feindliche 
Gegensätze, sondern einander ergänzen-
de und fördernde Glieder der Gesamt-
menschheit, ihre wirklichen und dauern-
den Interessen sind demnach solidarisch.

Diese grundlegende Erkenntnis gilt es 
hauptsächlich zu verbreiten durch die Er-
ziehung in Haus und Schule, durch Litera-
tur und Presse, Versammlungen und Ver-
eine, durch die Volksvertretungen, durch 
den möglichst ungehemmten Verkehr, 
durch den Schutz der friedfertigen Auslän-
der, durch internationale Kongresse, Kon-
ventionen und Anstalten aller Art, wissen-
schaftliche wie praktische, staatliche wie 
private. Je mannigfaltiger und inniger die 
Beziehungen zwischen den Völkern sich 
gestalten, desto mehr wird Abneigung 
sich in Anerkennung und Freundschaft 
wandeln.

III. Mit der friedlichen Gesinnung zu-
gleich sind Friedensinstitutionen anzubah-
nen, deren Ziel es ist, auch in dem Verhält-
nis zwischen den Nationen an Stelle der 
Gewalt das Recht zu setzen.

Das Hauptmittel hierzu bildet das inter-
nationale Schiedsgerichtssystem. Begin-
nend mit Schiedsgerichten für den einzel-
nen Fall, wie sie sich bereits vielfach be-
währt haben, fortschreitend zu dauernden 
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Schiedsgerichtsverträgen, wird dieses Sys-
tem gekrönt durch die Errichtung eines 
ständigen internationalen Schiedsgerichts-
hofes, welchem die Staaten unter Wah-
rung ihrer Unabhängigkeit und Selbstän-
digkeit sich freiwillig anschließen.

IV. Eine bittere Frucht des bisherigen Zu-
standes ist der sogenannte bewaffne-
te Friede, in Wahrheit ein schleichender 
Krieg, der durch fortwährendes gegensei-
tiges und daher nutzloses Wettrüsten am 
Mark der Völker zehrt und die Beseitigung 
sozialer Missstände und die Erfüllung der 
notwendigen Kulturaufgaben in hohem 
Grade erschwert. Als notwendige Folge 
zunehmender innerer und äußerer Fried-
fertigung wird sich eine allmähliche mög-
lichst gleichmäßige Verminderung der 
Rüstungen aller Staaten ergeben, wodurch 
die drückenden Lasten erleichtert und die 
Gefahren vernichtender Völkerkriege ab-
gewendet würden.

V. Zur Förderung all dieser hohen Aufga-
ben hat sich in wesentlicher Übereinstim-
mung mit den Friedensvereinen aller Kul-
turländer im Jahre 1891, auf dem Boden 
des geeinten Deutschen Reiches stehend, 
die Deutsche Friedensgesellschaft gebil-
det und über alle Gaue verbreitet. Alle, die 
zum Heilde des teuren Vaterlandes und 
der Menschheit der hehren Friedenssache 
dienen wollen, können dies nicht wirksa-
mer tun, als indem sie ohne Unterschied 
des Geschlechtes, des Standes, des Glau-
bens und der Partei der Deutschen Frie-
densgesellschaft persönlich beitreten und 
ihr immer neue Freunde werben.

1905
Das zweite Programm der DFG wurde  
der Generalversammlung im Februar 
1905 in Mannheim vorgelegt und den 
Gruppen zur Stellungnahme unter-
breitet. Nach einigen Änderungen trat 
es im Frühjahr 1905 in Kraft. (Es um-
fasste ausführliche „Erläuterungen“, 
die hier nicht ebgedruckt werden.)

Die Ziele der Deutschen Friedensgesell-
schaft sind folgende:

• Aufklärung über das kulturwidrige We-
sen des Krieges;

• Bekämpfung nationaler Vorurteile und 
Betonung der Zusammengehörigkeit 
der Völker, ihrer materiellen und ide-
elen Interessen;

• Unterstützung aller Bestrebungen für 
Aufrichtung eines dauernden Rechts-



Nr. 4 – Oktober 20166

Titel

zustandes unter den Staaten durch die 
Weiterbildung des im Haag [Anm. der 
Red.: „im Haag“ = heute veraltete deut-
sche Bezeichnung für das niederländi-
sche Den Haag] begründeten Rechtssys-
tems, insbesondere durch Fortbildung 
der internationalen Organisation;

• Unterstützung aller Bestrebungen, die 
auf das Ziel gerichtet sind, eine gleich-
zeitige und gleichmäßige Beschränkung 
der Rüstungen herbeizuführen.

1919
Nach dem Ersten Weltkrieg, dem Ende 
des Kaiserreichs und der Gründung 
der (Weimarer) Republik beschloss 
die außerordentliche DFG-Mitglieder-
versammlung im Oktober 1919 in Kas-
sel ein Programm (dem allgemeine, 
hier nicht abgedruckt Grundsätze vor-
angestellt waren) mit diesen Einzelfor-
derungen (Der mit * gekennzeichnete 
Zusatz wurde auf der Hauptversamm-
lung im Oktober 1922 in Leipzig hin-
zugefügt):

[...] Die Deutsche Friedensgesellschaft for-
dert im Einzelnen:
1. Bekämpfung der Verherrlichung des 

Krieges in Press und Schule, in Kirche 
und Familie, Überwachung der Pres-
se und des öffentlichen Unterrichts 
durch internationale, vom Volke ge-
wählte Kommissionen.

2. Erziehung zum weltbürgerlichen Den-
ken, zu sozialer Gesinnung und Tat; 
Pflege und Betonung des internationa-
len wissenschaftlichen Zusammenar-
beitens; Schaffung von Instututen für 
wissenschaftlichen Pazifismus an den 
Hochschulen.

3. Weiterbildung der heute schon vorhan-
denen internationalen Rechtsorganisa-
tionen, insbesondere des Völkerbun-
des, zu einer Gemeinschaft der Völker, 
die in einem zukünftigen Weltparla-
ment ihre Krönung findet.

4. Stärkung des Völkerbundgedankens 
durch Verbot aller Sonderbündnisse, 
durch Beseitigung von Geheimdiplo-
matie und Geheimverträgen; Schaf-
fung eines unparteiischen, obligatori-
schen Schiedsgerichts zur Schlichtung 
aller Streitfälle zwischen den Staaten.

5. Wahrung des Selbstbestimmungsrech-
tes der Völker; Schutz der nationalen 
Minderheiten; Schutz der Rechte der 
Ausländer durch internationale, vom 
Völkerbund einheitlich festzusetzende 
Bestimmungen.

6. Internationale Aufsicht über die Ver-
waltung aller Kolonien aufgrund eines 
Programms, das die Recht und Inter-
essen der Eingeborenen, solange die-
se ihr Selbstbestimmungsrecht nicht 
ausüben können, gegen wirtschaftli-
che Ausbeutung und gegen Vergewal-
tigung ihrer Eigenart schützt.

7. Allgemeine Abschaffung der Wehr-
pflicht und vollständige Abrüstung al-
ler Staaten bis auf ein zur Ausübung 
staatlicher und zwischenstaatlicher 
Polizeigewalt ausreichendes Mindest-
maß; Beseitigung jeder nichtstaatli-
chen Rüstungsindustrie.* Anerken-
nung des unbedingten Rechtes des 
Einzelnen und des darauf begründeten 
Rechtes wirtschaftlicher, politischer 
und religiöser Gruppen auf Verweige-
rung jeglichen Kriegsdienstes als eines 
sittlichen Grundrechtes des Einzelnen 
und der Minderheiten dem Staates und 
gegebenenfalls der Volksmehrheit ge-
genüber. Festlegung dieses Grund-
rechtes in der Reichsverfassung und in 
der Satzung des Völkerbundes.

8. Ersetzung der imperialistischen Aus-
schließungs- und Ausbeutungspoli-
tik durch ein internationales System 
wirtschaftlicher Gemeinschaft und 
Gleichberechtigung; Schaffung eines 
internationalen Wirtschafts- und Ver-
kehrsrechts.

9. Mitarbeit am sozialen Ausgleich; Schaf-
fung eines internationalen Arbeits- 
und Arbeiterrechts; die Freiheit und 
friedliche Erledigung von politischen 
und wirtschaftlichen Streitigkeiten 
darf durch das Eingreifen der staatli-
chen oder zwischenstaatlichen Poli-
zeigewalt und durch die Bildung von 
Klassenwehren nicht beeinträchtigt 
werden.

1929
Das Programm wurde auf der Gene-
ralversammlung  im September 1929 
in Braunschweig beschlossen.

Die Deutsche Friedensgesellschaft (Bund 
der Kriegsgegner) betrachtet den Krieg 
wirtschaftlich als unsinnig, menschlich 
als ein Verbrechen und lehnt ihn deshalb 
als Mittel zur Austragung von Gegensätzen 
zwischen den Staaten ab. Sie bekämpft ihn 
daher in allen seinen Formen.

Um den Krieg zu überwinden, ist es 
notwendig, seine Ursachen aufzudecken. 
Die Friedensgesellschaft sieht sie in der 
Hauptsache in Folgendem:

Militarismus. Heere und Kriegsflotten bil-
den ihrer Natur nach eine Gefahr für den 
Frieden.

Innenpolitisch bedeutet das Militär ei-
nen Hort der politischen und wirtschaftli-
chen Reaktion. 

Die deutsche Friedensgesellschaft for-
dert:
a)  Abschaffung der Heere und Kriegsflot-

ten in allen Ländern;
b)  Verhinderung aller Versuche illegaler 

Aufrüstung und Abschaffung aller Ge-
setzesbestimmungen, die deren Aufde-
ckung als Landesverrat verfolgen;

c)  Anerkennung des unbedingten Rech-
tes des Einzelnen auf Verweigerung 
des Kriegs- und Arbeitsdienstes als ei-
nes sittlichen Grundrechtes;

d)  Im Hinblick auf die Technisierung des 
Krieges internationale Kontrolle der 
Herstellung von Kriegsmaterial und 
internationales Verbot des Handels mit 
Kriegsmaterial aller Art.

Nationalismus. Er ist eine Überheblich-
keit eines Volkes über andere, insbeson-
dere dient er den kriegsinteressierten 
Schichten als Mittel, die Masse der Bevöl-
kerung für ihre Zwecke zu missbrauchen.

Die Deutsche Friedensgesellschaft for-
dert:
a)  Betätigung internationalen Geistes 

und Bereitstellung öffentlicher Gelder 
zur Pflege und Förderung der Völker-
verständigung, insbesondere in allen 
Erziehungsfragen;

b)  Wahrung des Selbstbestimmungsrech-
tes der Völker ohne Rücksicht auf Ras-
se, Farbe, Sprach und Religion;

c)  Ausbau der bestehenden und Schaf-
fung neuer überstaatlicher Organisa-
tionen, eines wirklichen Bundes der 
Völker, Ausbau einer für alle interna-
tionalen Streitigkeiten obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit, eines wirkli-
chen Schutzes nationaler Minderhei-
ten und eines internationalen Schutzes 
der Geistesfreiheit.

Wirtschaftsform. Die bestehende Wirt-
schaftsform drängt mit innerer Gesetzmä-
ßigkeit zu außenpolitischen Konflikten 
und bildet dadurch eine ständige Kriegs-
gefahr. Insbesondere führt sie zu politi-
scher Entrechtung und wirtschaftlicher 
Ausbeutung des eigenen Volkes und ande-
rer Völker (Kolonialimperialismus).

Die Deutsche Friedensgesellschaft for-
dert eine internationale gemeinwirtschaft-
liche Organisation.

Kann der Ausbruch eines Krieges nicht 
verhindert werden, so wird die Deutsche 
Friedensgesellschaft um des menschli-
chen Gewissens willen ihn durch Propa-
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gierung der Kriegsdienstverweigerung in 
jeder Form aktiv bekämpfen.

Die Deutsche Friedensgesellschaft 
(Bund der Kriegsgegner) ist keiner Re-
gierung und keiner Partei dienstbar, un-
terstützt aber alle Bestrebungen der Par-
teien und Regierungen, die dahin gehen, 
ihre Ziele zu verwirklichen. Sie trifft ihre 
Entscheidungen nur nach ihren eigenen 
Grundsätzen.

1946
Auf einem außerordentlichen Bundes-
tag beschloss die DFG im März 1946:

[...] Wir fordern:
1.  die völlige Vernichtung des preu-

ßisch-deutschen Militarismus mit al-
len seinen Wurzeln und Zweigen als 
eine der wichtigsten Voraussetzungen 
für die Schaffung eines auf sittlicher 
Grundlage ruhenden neuen deutschen 
Staates und einer neuen gerechten 
Weltordnung.

2.  Die Ausmerzung des gesamten natio-
nalsozialistischen und militaristischen 
Schrifttums, da die Ereignisse bestä-
tigten, dass der Nationalsozialismus 
nichts anderes bedeutet als die letzte 
und grauenhafteste Steigerung mili-
taristischer Geisteshaltung in weiten 
Schichten des deutschen Volkes. Jede 
Kriegsverherrlichung in Wort und 
Schrift ist unter Strafe zu stellen.

3.  dass der verhängnisvolle Einfluss des 
Großgrundbesitzes, der Montanin-
dustrie und der Großbanken als den 
wirtschaftlichen Fundamenten des 
preußisch-deutschen Militarismus ge-
brochen wird.

4.  die Erziehung des deutschen Volkes, 
insbesondere der Jugend im Geiste der 
Völkerverständigung. Die Irrlehren 
vom deutschen Herrenmenschentum, 
vom deutschen Führungsanspruch 
und der Rassentheorie müssen ausge-
rottet werden.

[...]
7.  die Schaffung eines Friedensministeri-

ums anstelle des früheren verderben-
bringenden Kriegsministeriums. Vor-
dringliche Aufgabe dieses Ministeri-
ums wäre die Lenkung und Förderung 
der Friedensarbeit und Friedenspolitik 
im gesamten öffentlichen Leben.

8.  die Unantastbarkeit der Grundrechte 
des Menschen und lehnen jede Art von 
Diktaturbestrebungen und totalitärer 
Staatsführung ab, da nur in einem de-
mokratischen Staate die Unverletzlich-

keit der Person und die 
freie Betätigung in Wort 
und Schrift im Rahmen 
der geltenden Gesetze ge-
währleistet ist. [...]

1948
Im Oktober 1948 verab-
schiedete die DFG in Göt-
tingen auf ihrem Bundes-
tag dieses Programm:

[...] 
Die Sicherung des Friedens er-
wartet die DFG von der geis-
tigen Haltung eines jeden 
Staatsbürgers, von dem stän-
digen Ausbau aller dem Frie-
den dienenden Einrichtungen 
und von der Errichtung eines 
Weltstaates.

Die beste Sicherung des 
Friedens erblickt die DFG in 
der Errichtung einer Weltre-
gierung, in der alle Staaten 
gleichberechtigt vertreten 
sind.

Darum stellt sich die DFG fol-
gende Aufgaben:
1.  Die Bekämpfung und Ver-

nichtung des militaristi-
schen Geistes, der sich 
in Kriegsverherrlichung 
und Kriegsheldenvereh-
rung zeigt und auf Weh-
rertüchtigung und Wie-
derrichtung einer Armee 
hinzielt, ist die erste und 
wichtigste Forderung zur 
Schaffung eines auf sittli-
cher Grundlage ruhenden 
Staates und einer gerech-
ten Weltordnung. Die Ver-
weigerung jeglichen Kriegsdienstes 
gehört zu den unabdingbaren Rechten 
eines jeden Staatsbürgers.

2.  Chauvinismus, Unduldsamkeit 
und Rassenhass – Produkte na-
tionalistischen Hochmuts – sind 
ernste Bedrohungen des Friedens. 
Die DFG will zu der Erkenntnis beitra-
gen, dass wir alle Bürger einer Welt 
sind und jedes Volk mit dem unteilba-
ren Ganzen verbunden ist.

3.  Die Erziehung des deutschen Volkes, 
insbesondere der deutschen Jugend in 
dem demokratischen Geiste der Völ-
kerverständigung sehen wir als unsere 
Hauptaufgabe an. Presse, Theater, Film 

und Rundfunk sollen im Dienste eines 
friedlichen und versöhnenden Geistes 
stehen.

4.  Die DFG fordert Überwachung der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse 
durch internationale Kontrolle und 
Nutzbarmachung aller technischen 
Errungenschaften zu friedlichen Zwe-
cken.

5.  Die DFG unterstützt alle Bestrebun-
gen zur Schaffung menschenwürdi-
ger sozialer Verhältnisse, die zu ihrem 
Teil des Frieden sichern. Sie erwartet 
deshalb die gerechte Verteilung aller 
Lasten und bekämpft die Wiederer-
richtung aller alten Machtfaktoren in 

Die hier (auszugsweise) dokumentierten Programme 
der DFG und das erste Programm der DFG-VK von 1974 
sowie die Informationen dazu sind sämtlich entnom-
men dem Buch „Nieder die Waffen!“ von Guido Grüne-
wald. Dieses hatte er zum 100. Jubiläum der Gründung 
der Deutschen Friedensgesellschaft herausgegeben 
Auch wenn es eine ganze Reihe von Büchern zu einzel-
nen Zeitabschnitten des Verbands gibt, bleibt das Grü-
newald-Buch der beste Überblick über die Geschichte 
der DFG, der DFG-IdK und der DFG-VK. Das 236 Sei-
ten umfassende Buch ist noch im Buchhandel zum Peis 
von 12,80 Euro erhältlich (ISBN 3-924444-59-5).
Guido Grünewald ist seit Anfang der 1970er Jahre in 
der DFG-VK aktiv, seit langem ist er ihr internationaler 
Sprecher. Bereits die Doktorarbeit des „Verbandshisto-
rikers“ beschäftigte sich mit einer der Vorläuferorga-
nisationen der DFG-VK (veröffentlicht im Pahl-Rugen-
stein-Verlag, Köln 1982, 564 Seiten: Die Internationale 
der Kriegsdienstgegner (IdK). Ihre Geschichte 1945 
bis 1968)
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der Wirtschaft, die Fundamente des 
Militarismus waren.

6.  Die DFG bekennt sich zu den Grund-
sätzen der Menschlichkeit und lehnt 
jede Art von Diktaturbestrebungen ab.

 [...]

1956
Auf dem DFG-Bundestag im Oktober 
1956 in Heidelberg wurde dieses Pro-
gramm beschlossen:

[...] Die Deutsche Friedensgesellschaft 
sucht den Rechtsgedanken, der zuneh-
mend das Verhältnis von Mensch zu 
Mensch bestimmt, auch in den Beziehun-
gen zwischen den Staaten und Mächteg-
ruppen zur Geltung zu bringen.

Die Deutsche Friedensgesellschaft 
wirkt für die friedliche Verständigung 
des deutschen Volkes mit allen Völkern 
der Erde und setzt sich für einen gewalt-
losen Ausgleich der Spannungen und un-
vermeidlichen Gegensätze zwischen Staa-
ten ein. [...]

Mit der Herstellung von Massenver-
nichtungsmitteln ist die Menschheit in 
eine neue Phase ihrer Geschichte getre-
ten. [...] War die Erhaltung des Friedens 
bisher schon höchstes Gebot der aus sittli-
cher Verantwortung für die Allgemeinheit 
handelnden Persönlichkeiten, fanden sich 
im Streben für dieses Ziel schon immer die 
Besten unseres Volkes über alle Verschie-
denheiten und Gegensätze der Weltan-
schauung und des Bekenntnisses hinweg, 
so ist die Verhinderung des Krieges nun 
zur Lebensfrage aller geworden.

Der Friedensgedanke hat eine tiefe, 
grundsätzliche Wandlung erfahren: Die 
hohe humanitäre Zielsetzung einer Elite 
ist zur nackten Existenzfrage der Völker 
selbst geworden. [...]

Die unbedingte Verwerfung einer ge-
waltsamen Entscheidung zwischen den 
beiden konkurrierenden gesellschaftli-
chen Systemen schließt die Bejahung ih-
res friedlichen Nebeneinanderbestehens 
ein. In echtem Wettstreit mögen sie die 
Rechtmäßigkeit ihres Anspruches, Vor-
bild für die ganze Welt zu sein, beweisen. 
Das wechselseitige Wettrüsten der Macht-
blöcke, für dessen endgültige Beseitigung 
wir eintreten, stellt eine ständige Bedro-
hung der Menschheit dar. Die bisher für 
Rüstungszwecke aufgewendeten Mittel 
sollten für die wirtschaftliche und sozia-
le Sicherheit, die Industrialisierung der un-
terentwickelten Länder und für kulturelle 
Aufgaben nutzbar gemacht werden.

Bereits die militärische Blockbildung 
ist eine Gefahr für den Frieden. Bis zu ih-
rer Beseitigung wird die Sicherheit unse-
res Landes durch die militärische Neutrali-
tät und die Ausklammerung Deutschlands 
aus allen militärischen Paktsystemen am 
ehesten gewährleistet. Das sind zugleich 
die zwei wichtigsten Voraussetzungen für 
die Wiedervereinigung Deutschlands. [...]

Wir wollen in unserem Denken, Reden 
und Handeln allem Raum geben, was dem 
friedlichen Miteinander der wetteifern-
den gesellschaftlichen Systeme und dem 
Ausgleich der Spannungen zwischen den 
Mächten dient.

Wir wollen uns allem widersetzen, was 
geeignet ist, eine Kriegsgefahr heraufzu-
beschwören oder zu verstärken, insbeson-
dere wollen wir uns gegen Aufrüstung und 
alles militaristische Denken, gegen die all-
gemeine Wehrpflicht und gegen die Her-
stellung eigener wie die Aufstellung frem-
der Atomwaffen auf unserem Staatsgebie-
te zur Wehr setzen. Wir wollen, dass die in 
den Verfassungen der Bundesrepublik und 
der einzelnen Bundesländer niedergeleg-
te Verpflichtung, die deutsche Jugend zur 
Völkerverständigung und Friedensbereit-
schaft zu erziehen, von allen Schulen und 
Bildungseinrichtungen erfüllt wird und 

durch Bund und Länder die größtmögli-
che Unterstützung erfährt.

Kriegsdienstverweigerer wird alle in 
unseren Kräften stehende Hilfe zuteil 
werden. Wir wollen uns in unserer Kriegs-
gegnerschaft jedoch nicht nur auf die ei-
gene Wehrdienstverweigerung zurückzie-
hen, die allein weder geeignet ist, Kriege 
zu vereiteln, noch das eigene Leben oder 
die eigene Moral dem Zugriff des Krieges 
zu entziehen.

Wir wollen immer und überall dort ver-
söhnend wirken, wo durch Entfremdung, 
Unduldsamkeit oder Feinseligkeit Gefah-
ren für den Frieden entstehen. Wir wol-
len zur Erreichung unserer Ziele mit allen 
Menschen und Gruppen zusammenarbei-
ten, die aus ehrlichem Herzen der Sache 
des Friedens dienen.

1974
1968 hatte sich die DFG mit der 1921 
gegründeten Internationale der 
Kriegsdienstgegner zur DFG-IdK ver-
einigt. 1974 fusionierte sie mit dem 
Verband der Kriegsdienstverweigerer 
und beschloss bei dem Vereinigungs-
kongress im November 1974 in Bonn 
dieses Programm der DFG-VK:

[...] Die DFG-VK ist eine pazifistische Or-
ganisation. Ihr Pazifismus ist gekennzeich-
net durch ihr Programm. Sie verfolgt ihre 
politischen Ziele – Widerstand gegen jede 
Kriegsvorbereitung und Beseitigung aller 
Kriegsursachen – mit gewaltlosen Mitteln. 
Die DFG-VK erachtet die Verweigerung 
des Kriegsdienstes als eine demonstra-
tive, individuelle Handlung gegen Krieg 
und Kriegsvorbereitung. Sie tritt für das 
Recht auf Kriegsdienstverweigerung in al-
len Ländern ein und fordert die Menschen-
rechtskommission der Vereinten Nationen 
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auf, das Recht auf Kriegsdienstverweige-
rung als Menschenrecht zu verankern.

Der Pazifismus der DFG-VK beschränkt 
sich jedoch nicht auf die persönliche Ver-
weigerung. Ihre Mitglieder bekennen sich 
zur Grundsatzerklärung der War Resis-
terś  International: „Der Krieg ist ein Ver-
brechen an der Menschheit. Ich bin da-
her entschlossen, keine Art von Krieg zu 
unterstützen und an der Beseitigung aller 
Kriegsursachen mitzuarbeiten.“

Dieser Pazifismus verlangt politisches 
Handeln mit dem Ziel, Bedingungen für 
eine Welt ohne Krieg und Unterdrückung 
zu schaffen. Hierzu gilt es, Kriegsursa-
chen zu erkennen und zu benennen, Wi-
derstand gegen Krieg und Kriegsvorberei-
tung zu leisten, zu organisieren und zu un-
terstützen sowie gemeinsam mit anderen 
Organisationen für notwendige Änderun-
gen gesellschaftlicher – also auch mit wirt-
schaftlicher – Strukturen und für die Er-
haltung demokratischer Rechte zu kämp-
fen.

[...]
Die DFG-VK ist von Parteien, Organi-

sationen und Institutionen unabhängig. 
Ihre Unabhängigkeit bedeutet jedoch kei-
ne Neutralität. Sie solidarisiert sich mit al-
len Opfern von Gewalt, Krieg und Unter-
drückung.

[...]
Die Erkenntnis, dass die Gegensätze 

zwischen Staaten unterschiedlicher ge-
sellschaftlicher Systeme durch Gewalt 
oder Krieg nicht gelöst werden können, 
schließt die Bejahung ihres friedlichen Ne-
ben- und Miteinander ein. Friedliche Ko-
existenz bedeutet nicht die Verfestigung 
des gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen status quo bedeutet nicht den Ver-
zicht auf innergesellschaftliche Auseinan-
dersetzungen, sondern ist eine elementa-
re Voraussetzung aller progressiven gesell-
schaftlichen Prozesse, aller sozialen und 
nationalen Befreiungsbewegungen. Fried-
liche Koexistenz heißt, Konflikte zwi-
schen Staaten ohne Gewalt, Krieg und mi-
litärische Intervention zu lösen, auf dieser 
Grundlage das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker durchzusetzen und eine inter-
nationale Zusammenarbeit auf der Grund-
lage völliger Gleichberechtigung, in ge-
genseitiger Respektierung und zum Nut-
zen aller zu betreiben. Friedliche Koexis-
tenz erlaubt keine Festschreibung der be-
stehenden Rüstungssysteme, sie erfordert 
den Kampf für eine allgemeine und voll-
ständige Abrüstung.

[...]
Die DFG-VK hält folgende Schritte für 

notwendig:
• eine Neugestaltung der zwischenstaat-
lichen Beziehungen in einer internatio-

nalen Rechtsgemeinschaft, 
die in der Uno und ihrer 
Charta ihren Anfang ge-
nommen hat;
• Bemühungen um eine 
Weiterentwicklung des Völ-
kerrechts;
• den Abschluss multilate-
raler Gewaltverzichtsver-
träge;
• die Schaffung eines kol-
lektiven Sicherheitssys-
tems.

Die DFG-VK erkennt in 
der Aufrechterhaltung im-
perialistischer Abhängig-
keitsverhältnisse ständige Ursachen für ge-
waltsame Konflikte und Krieg. Sie tritt ein 
für die Beseitigung des Kolonialismus und 
Neokolonialismus und wendet sich ent-
schieden gegen jede Politik, die unter dem 
Schein gerechter Handelsbeziehungen die 
Ausbeutung der „Dritten Welt“ betreibt.

[...]
Die DFG-VK solidarisiert sich mit den 

politischen Zielen der Befreiungsbewe-
gungen in der Welt. Sie fordert damit Frei-
heit und Unabhängigkeit von Kolonialis-
mus und Imperialismus sowie das Selbst-
bestimmungsrecht für diese Völker.

Aufgrund der Einsicht in die unter-
schiedlichen historischen Entwicklungen 
der einzelnen Völker maßt sich die DFG-
VK nicht an, Mittel und Methoden des 
Freiheitskampfes zu verurteilen. Dennoch 
kann sie sich nicht mit allen Formen die-
ses Kampfes identifizieren. Für die DFG-
VK kommt es in erster Linie darauf an, die 
Ursachen der Konflikte zu untersuchen 
und für deren Beseitigung einzutreten. 
Gleichzeitig wird die DFG-VK die Idee ei-
ner gewaltfreien Konfliktlösung verbrei-
ten und nach Möglichkeit gewaltfreie Stra-
tegien erproben.

[...]
Die allgemeine, gleichzeitige und kon-

trollierte Abrüstung ist unerlässlich zur 
Stabilisierung der friedlichen Koexistenz. 
Eine Hauptforderung der DFG-VK ist da-
her die nach weltweiter Abrüstung unter 
demokratischer Kontrolle der Völker.

[...]
Deshalb fordert die DFG-VK

• die Schaffung kernwaffenfreier und ent-
militarisierter Zonen;
• das Verbot aller Atomwaffenversuche 
einschließlich der unterirdischen;
• die sofortige Vernichtung aller Atom-
waffen und den umfassenden Abbau der 
nuklearen Rüstungen;
• das Verbot der Herstellung, Lagerung 
und Anwendung sowie die Vernichtung al-
ler biologischen und chemischen Kampf-
mittel;

• die Verminderung der Truppenstärken 
und die Kürzung der Rüstungsausgaben 
sowie den Abbau der Rüstungs- und Waf-
fenpotentiale und der Rüstungsprodukti-
on;
• die Beendigung jeglicher Kriegsfor-
schung;
• den vollständigen Abbau militärischer 
Präsenz in fremden sowie die Auflösung 
aller Militärbündnisse.

[...] Mit der Ratifizierung der Verträ-
ge zwischen BRD und UdSSR, der Volks-
republik Polen, der DDR und der CSSR, 
denen die Verpflichtung zum Gewaltver-
zicht und die Anerkennung der in Euro-
pa bestehenden Grenzen zugrundeliegen, 
sind langjährige Forderungen der DFG-VK 
verwirklicht. In diesen Verträgen sieht die 
DFG-VK einen wichtigen Beitrag zur Ent-
spannung in Europa. Die damit eingeleite-
te Wende in der europäischen Politik hat 
günstigere Bedingungen geschaffen für 
das Zustandekommen der Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Euro-
pa, die als ständige Einrichtung die Vor-
aussetzung dafür schaffen muss, dass Eu-
ropa zu einem Modell der friedlichen Ko-
existenz wird. Durch ein gesamteuropäi-
sches Sicherheitssystem auf der Grundla-
ge kollektiven Gewaltverzichts entstehen 
zugleich günstigere Bedingungen für Ver-
einbarungen über Rüstungsbegrenzungen 
und Abrüstungsmaßnahmen, die geeignet 
sind, die Konfrontation der bisherigen Mi-
litärbündnisse Nato und Warschauer Ver-
trag zu überwinden und schließlich zu de-
ren Auflösung zu führen.

[...]
Die Bundeswehr hat angeblich den Auf-

trag, die Bundesrepublik vor einem An-
griff von außen zu verteidigen. Verteidi-
gung kann nur heißen: Schutz der Bevöl-
kerung und Bewahrung der sachlichen 
Werte in der BRD. Jeder Versuch der mi-
litärischen Verteidigung der BRD wür-
de jedoch enden mit der Vernichtung der 
Grundlagen menschlichen Lebens. Eine 
Militärpolitik, die diese Vernichtung in 

DFG-VK-Fusionskongress 1974 in der Bonner Beethovenhalle
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Zukunft des politischen Pazifismus
Symposium der Bertha-von-Suttner-Stiftung 
Von Gernot Lennert

Arbeit der Bertha-von-Suttner-
Stiftung in jüngster Zeit

Es sei kurz erinnert: Die Bertha-von-Sutt-
ner-Stiftung ist die Stiftung der DFG-VK, 
benannt nach der Mitgründerin der DFG. 
Zur Stiftungsarbeit gehören Durchfüh-
rung und Unterstützung von Tagungen 
und Forschungsvorhaben, Bildungsmaß-

Gleich mehrere Veranstaltungen der 
DFG-VK und ihrer Bildungswerke werden 
sich 2017 dem Rück- und dem Ausblick 
widmen. Den Auftakt bildet das Symposi-
um „Zukunft des politischen Pazifismus“ 
im Januar in Frankfurt/Main. Dazu laden 
ein: die Bertha-von-Suttner-Stiftung der 
DFG-VK, das DFG-VK-Bildungswerk Hes-
sen und die DFG-VK-Gruppe Frankfurt.

Im Jahr 2017 wird die Gründung der 
Deutschen Friedensgesellschaft 125 
Jahre zurückliegen. Jubiläumsjahre 

sind nicht nur ein geeigneter Anlass, auf 
das Vergangene zurückzublicken, sondern 
bieten auch Gelegenheit zur Reflexion 
über die Situation in der Gegenwart. Nicht 
zuletzt geht es auch darum, in die Zukunft 
zu schauen.

ihr Kalkül einbezieht, ist unmenschlich, 
grausam und durch nichts zu rechtferti-
gen. Der Auftrag der Verteidigung bleibt 
unerfüllbar.

Ebenso unerfüllbar ist der Auftrag, 
durch Abschreckung Krieg zu verhindern. 
Die historische Erfahrung der letzten 25 
Jahre beweist, dass die kriegerischen Aus-
einandersetzungen an der Peripherie der 
beiden Militärblöcke zugenommen haben, 
dass also die Abschreckung im weltwei-
ten Maßstab versagt hat. Die Logik mili-
tärischer Abschreckung treibt zudem die 
Welt in ein unausweichliches Wettrüsten, 
dessen Folgen unkalkulierbar sind. Zu sei-
ner ideologischen Begründung bedarf es 
der ständigen Produktion und Moderni-
sierung realitätsferner Kriegs- und Feind-
bilder. Abschreckung und Frieden bleiben 
damit unvereinbar. Frieden ist erst jenseits 
von Abschreckung möglich.

[...]
Die Bundeswehr gefährdet Frieden und 

Sicherheit in Europa und im eigenen Land. 
Neben der individuellen Begründung der 
Kriegsdienstverweigerung ergibt sich hie-
raus deren politische Begründung und 
die Ablehnung der Bundeswehr durch 
die Kriegsdienstverweigerer. Die DFG-VK 
setzt deshalb die Strategie der Kriegsver-
hütung durch Vorbereitung zum Krieg die 
Forderung nach politischer Friedenssiche-
rung entgegen.

[...]
Einflussreiche politische und ökonomi-

sche Interessen stehen einer grundsätzli-
chen Änderung der Militärpolitik entge-
gen. Der militärisch-industrielle Komplex 
treibt die Aufrüstung voran und ist stän-
dig bestrebt, die Politik den Interessen der 
Rüstungsindustrie unterzuordnen, um de-
ren Profite auf Kosten der Bevölkerung zu 
erhöhen.

[...]
Innerhalb der Bundesrepublik hat die 

Bundeswehr die Aufgabe, die bestehen-

den Herrschaftsverhältnisse zu stabilisie-
ren. Dazu gehört die Möglichkeit des Ein-
satzes der Bundeswehr gegen die eigene 
Bevölkerung, die durch die 1968 verab-
schiedeten Notstandsgesetze legalisiert 
wurde.

[...]
Die DFG-VK fordert Erziehung im Geis-

te der Völkerverständigung, des friedli-
chen Zusammenlebens aller Menschen, 
des Abbaus der Feindbilder. Sie tritt dem 
von allen Bundesregierungen als ideolo-
gisches Fundament der Rüstung und als 
wirksames Instrument zur Verketzerung 
demokratischer Opposition geschürten 
Antikommunismus entgegen. Dies ist die 
innenpolitische Konsequenz des Prinzips 
der friedlichen Koexistenz.

[...]
Der zunehmende Einfluss der Rüstungs-

produktion in der Wirtschaft lässt ein Inte-
ressengeflecht zwischen Militär, Staatsbü-
rokratie, Forschung und Rüstungsindust-
rie entstehen. Dieser militärisch-industri-
elle Komplex kann nur durch eine grnd-
sätzliche Demokratisierung aller gesell-
schaftlich-ökonomischen Bereiche über-
wunden werden.

[...]
Die DFG-VK setzt sich für die verstärk-

te Wahrnehmung und die Erweiterung 
der demokratischen Rechte ein und for-
dert die volle Wiederherstellung derjeni-
gen Grundrechte und Freiheiten, die seit 
Gültigkeit des Grundgesetzes bereits abge-
baut worden sind.
• Die während der Zeit des Kalten Krie-
ges erfolgten Verbote demokratische Or-
ganisationen sind aufzuheben.
• Die Notstandsverfassung und die einfa-
chen Notstandsgesetze sind rückgängig zu 
machen.
• Die Berufsverbote für Demokraten und 
Sozialisten sind aufzuheben.
• Wo wirtschaftliche Konzentration wie 
bei der Rüstungsindustrie Frieden und De-

mokratie bedroht, müssen die betreffen-
den Unternehmen in gesellschaftliches 
Eigentum überführt und demokratischer 
Kontrolle unterworfen werden, wie dies 
nach Artikel 14 und 15 des Grundgesetzes 
möglich ist. [...]
• Die DFG-VK wendet sich gegen jede all-
gemeine Wehr- und Dienstpflicht, jede Re-
form der Wehrstruktur, die nur die Bun-
deswehr wirkungsvoller machen soll, und 
gegen jegliche Pläne zur Schaffung einer 
Berufsarmee.
• Die DFG-VK erachtet das Grundgesetz 
der BRD für die Regierung, gesellschaft-
liche Interessengruppen und alle Bürger 
gleichermaßen als verbindlich.

[...] Die DFG-VK bekämpft alle Bestre-
bungen, das Grundrecht der Kriegsdienst-
verweigerung gemäß Artikel 4 Absatz 3 
des Grundgesetzes direkt oder indirekt 
auszuhöhlen. Das Prüfungsverfahren für 
Kriegsdienstverweigerer widerspricht 
dem Wesen des Grundgesetzes, es ist er-
satzlos abzuschaffen.
Die DFG-VK setzt sich besonders im Zivil-
dienstbereich dafür ein, dass die Ursachen 
gesellschaftlicher Missstände erkannt und 
beseitigt werden. Sie begrüßt alle Initiativen, 
die den Zivildienst so gestalten wollen, dass 
er den Interessen der zivildienstleistenden 
Kriegsdienstverweigerern entspricht.
Die DFG-VK erkennt den Dienst der Zivil-
dienstleistenden als einen Beitrag zur Linde-
rung sozialer Ungerechtigkeiten an. Sie weist 
aber gleichzeitig auf die Problematik hin, die 
mit dieser Dienstleistung verbunden ist: Mit 
ihrem individuellen Beitrag, insbesondere 
durch den Dienst am Menschen im sozialen 
Bereich, lindern die Zivildienstleistenden 
die Not der Betroffenen. Als Zwangsver-
pflichtete unterliegen die Zivildienstleisten-
den jedoch dem Primat der Militärpolitik, 
der die Missstände im sozialen Bereich be-
dingt. Dadurch wird die Tätigkeit der Zivil-
dienstleistenden zur Verschleierung sozialer 
Missstände missbraucht.

Titel
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nahmen und internationalen Begegnun-
gen sowie die Herausgabe von Publika-
tionen. Ähnliche Aufgaben erfüllen die 
Bildungswerke einzelner DFG-VK-Landes-
verbände.

2014 stand die Arbeit der Ber-
tha-von-Suttner-Stiftung-Stiftung im Zei-
chen des 100. Jahrestags sowohl des Be-
ginns des Ersten Weltkriegs als auch des 
Todestags ihrer Namensgeberin. In die-
sem  Zusammenhang standen die Tagung 
„Friedens(t)räume schaffen“ in Minden 
und die Ausstellungen „Krieg dem Kriege“ 
und „Die Waffen nieder“. 

Am Jahresanfang fördert die Stiftung 
traditionell alljährlich die Internationale 
Münchner Friedenskonferenz, den Gegen-
kongress zur Nato-„Sicherheits“tagung im 
Februar in München. 

2015, zum 70. Jahrestag der Befreiung 
von Krieg und Faschismus, förderte die 
Stiftung eine Veranstaltung in Berlin zur 
Erinnerungskultur in der Ukraine und in 
Deutschland.  

Konkret mit der Kriegführung aus 
Deutschland befassten sich Tagungen wie 
„Militärische Drohnen ächten“ in Köln 
2014 und „Entmilitarisierung des Nieder-
rheins“ 2015 im September in Duisburg. 

Zu den von der Stiftung mitherausge-
gebenen Publikationen zählen das Buch 
„Die Erfindung der Selbstvernichtung“ 
zur Entstehung des Luftkrieges im Ersten 
Weltkrieg (Rezension in der ZC, der Co-
mic „Kleine Geschichte der Friedensbe-
wegung“ sowie das Buch „Organisiert die 
Welt!“, das an den Mitbegründer der DFG 
und Friedensnobelpreisträger Alfred Herr-
mann Fried erinnert (Rezension in ZC). 

Historie des  
politischen Pazifismus

Nach einem jetzt schon vorliegenden Vi-
deogrußwort von Konstantin Wecker, der 
zu seinem Bedauern nicht bei der Tagung 
dabei sein kann, wird das Symposium im 
Jubiläumsjahr naturgemäß zunächst auf 
die Geschichte des Pazifismus zurück-
blicken, ohne die vieles, das heute die 
Friedensbewegung, aber auch die inter-
nationalen Beziehungen prägt, nicht ver-
ständlich ist. 

„Frieden denken!“, die Vision von Ber-
tha von Suttner wird von Susanne Jalka aus 
Wien vorgestellt werden. 

Guido Grünewald, der führende Histo-
riker zur Geschichte der DFG-VK und ih-
rer Vorgängerorganisationen wird seine 
Schlussfolgerungen über Wirkungen und 
Wirksamkeit des politischen Pazifismus 
im 20. Jahrhundert darlegen. 

Unter dem Titel „Wurzeln von Pazifis-
mus und Antimilitarismus“ wird Gernot 

Lennert verschiedene, bis heute wich-
tige unterschiedliche Traditionen von 
Pazifismus, Antimilitarismus und Ge-
waltfreiheit vorstellen. Es zeigt sich 
immer wieder, dass gerade Aktive in 
der Friedensbewegung sich der unter-
schiedlichen weltanschaulichen Strö-
mungen nicht bewusst sind und immer 
wieder äußerst erstaunt sind, wenn sie 
auf andere Friedensbewegte treffen, 
die von gänzlich anderen friedenspo-
litischen und ideologischen Prämissen 
ausgehen. Eine bessere Kenntnis der 
verschiedenen Traditionen würde zwar 
die verschiedenen Strömungen nicht 
vereinheitlichen, aber das gegenseiti-
ge Verständnis erhöhen und manchen 
Konflikt erübrigen.

Politischer Pazifismus 
im 21. Jahrhundert

Wie es mit dem Pazifismus weitergehen 
kann und soll, soll im zweiten Teil des 
Symposiums diskutiert werden. Wie 
kann das latent vorhandene pazifisti-
sche Potenzial in der deutschen Bevöl-
kerung genutzt werden? Wie kann ganz im 
Unterschied zum Weißbuch der Bundesre-
gierung ein Weg ohne Krieg zum Frieden 
gefunden werden? Auf welchen ethischen 
Grundlagen beruht der politische Pazifis-
mus? Der Frage, wie durch internationales 
Recht und mittels internationaler Organi-
sationen Frieden erreicht werden kann, 
werden sich mehrere Vorträge widmen, 
unter anderen von Andreas Zumach, als 
bei den UN in Genf akkreditierter Journa-
list und Experte für internationale Organi-
sationen und Beziehungen, sowie Profes-
sor Norman Paech aus Hamburg. Thomas 
Carl Schwoerer, Bundessprecher der DFG-
VK stellt sich der Frage: „Was schützt uns 
wirklich? Pazifistischer Umgang mit dem 
Terror.“

Praktische Handlungsfelder des  
politischen Pazifismus

Wie all die obigen Überlegungen in prak-
tisches politisches Handeln umgesetzt 
werden können, wird in mehreren Foren 
anhand von Beispielen aus der Praxis prä-
sentiert und diskutiert werden.

Als herausragendes Beispiel für eine 
erfolgreiche Kampagne wird die Aktion 
„Aufschrei – Stoppt Waffenhandel und 
Rüstungsexporte!“ vorgestellt werden. 
Rudi Friedrich von Connection e.V. be-
richtet über transnationale Solidaritätsar-
beit mit Menschen, die in aller Welt den 
Kriegsdienst verweigern. Aktionen und 
Kampagnen gegen die zunehmende Mili-
tärpropaganda und die weltweite Milita-

risierung von Kindern und Jugendlichen 
dürfen als Thema auch nicht fehlen. Unter 
anderen wird Michael Schulze von Glaßer, 
Buchautor und stellvertretender Bundes-
geschäftsführer der DFG-VK die dazu lau-
fenden Kampagnen vorstellen. 

Nicht zuletzt wird es auch um die Kraft 
der Gewaltfreien Aktion gehen, die ureige-
ne pazifistische Aktionsform. 

Das Symposium ist noch in der Vor-
bereitungsphase. Es bleibt abzuwarten, 
ob weitere spannende Themen ins Pro-
gramm aufgenommen werden und welche 
ReferentInnen fürs Symposium gewonnen 
werden können. Nicht zuletzt sollen auch 
PazifistInnen aus anderen Ländern ihre 
Perspektive einfließen lassen. Denn der 
Pazifismus muss notwendigerweise welt-
weit wirksam sein.

Das Symposium findet am letzten Ja-
nuar-Wochenende in Frankfurt am Main  
im Saalbau Gutleut, Rottweiler Straße 32 
statt; der Beginn ist am Samstag um 10 
Uhr, das Ende am Sonntag um 15 Uhr. Der 
Teilnahmebeitrag liegt bei 30 Euro (ermä-
ßigt: 10 Euro).

Weitere Informationen im Internet:  
www.bertha-von-suttner-stiftung.de/sym- 
posium und www.dfg-vk-hessen.de/bil-
dungswerk. Die Anmeldung ist online 
möglich über bertha-von-suttner-stiftung.  
de/anmeldung oder schriftlich an die Ber-
tha-von-Suttner-Stiftung, Braunschweiger 
Straße 22, 44145 Dortmund.

Gernot Lennert ist Bildungsreferent des 
DFG-VK-Bildungswerks Hessen e.V.

Titel
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Danke für 45 Prozent aller deut-
schen Medaillen“, titelt die Bun-
deswehr aktuell in Werbeanzei-

gen auf den Websites großer Medien so-
wie auf Plakaten an Bahnhöfen. Im Klein-
gedruckten darunter heißt es, dass die 
SportsoldatInnen der Bundeswehr in Rio 
de Janeiro 19-mal auf dem Treppchen ge-
standen und damit fast die Hälfte aller 42 
deutschen Olympia-Medaillen erkämpft 
hätten. 

Schaut man sich die Zahlen genauer an, 
sieht das Ergebnis allerdings anders aus: 
„Die in der Werbung erhobene Zahl ist ob-
jektiv falsch“, sagt Ralf Buchterkirchen. Er 
ist Bundessprecher der DFG-VK, die wäh-
rend der Olympia-Zeit eine Kampagne zum 
Thema „Bundeswehr und Sport“ durchge-
führt hat: „Die Bundeswehr vereinnahmt 
in ihrer aktuellen Werbung still und leise 
alle zivilen Sportlerinnen und Sportler, die 
in Mannschaftssportarten gemeinsam mit 
den Militärs an den Start gegangen sind.“ 
Buchterkirchen macht seinen Einwand an 
einem Beispiel deutlich: „Obwohl nur eine 
Fußballerin im deutschen Team Sportsol-
datin war – die im ersten Spiel verletzt aus-
geschiedene Simone Laudehr –, prokla-
miert die Bundeswehr den gesamten Gold-
medaillen-Gewinn der Fußballerinnen für 
sich.“ Auch in den Sportarten Hockey, Ka-
nu-Fahren, Rudern, Tischtennis und Se-
geln rühmt sich die Armee mit Medaillen, 
die von einem überwiegend zivilen Sport-
team erkämpft wurden. Lediglich acht der 
19 von der Bundeswehr proklamierten 
Medaillen wurden in Einzelwettbewerben 
tatsächlich nur von SportsoldatInnen ge-
wonnen (1 Gold/0 Silber/7 Bronze): „Die 
Bundeswehr vereinnahmt die Erfolge zivi-
ler AthletInnen und für ihre massive Nach-
wuchs- und Image-Kampagne“, konsta-
tiert Friedensaktivist Buchterkirchen. Das 
wundert den DFG-VK-Sprecher allerdings 
nicht.

SportsoldatInnen bei Olympia wenig erfolgreich
Die Bundeswehr vereinnahmt zivile SportlerInnen zu Werbezwecken und täuscht die Öffentlichkeit

Nach den Olympischen Spielen wirbt 
die Bundeswehr nun mit dem Erfolg 
ihrer SportsoldatInnen in Rio de Ja-
neiro. Schaut man sich die Medail-
len-Statistik jedoch genauer an, dann 
war die Leistung der Armee-Angestell-
ten bei den Sommerspielen aber un-
terdurchschnittlich. Für ihre Wer-
bung vereinnahmt die Bundeswehr 
die zivilen deutschen Olympia-Teil-
nehmerInnen.
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Bereits Wochen vor Beginn der Som-
merspiele in Rio startete die Bundeswehr 
eine massive Werbekampagne: „Mit ihren 
SportsoldatInnen wirbt die Armee für den 
Dienst an der Waffe: Die Bundeswehr ist 
aber kein Sportverein“, kritisiert Buchter-
kirchen. Die Friedensorganisation klärt 
auf ihrer Aktionswebsite www.militär-
festspiele.de über die Werbekampagne der 
Armee auf. Dort fordern die AktivistInnen 
auch, jede weitere Zusammenarbeit zwi-
schen dem Deutschen Olympischen Sport-
bund (DOSB) und der Bundeswehr zu be-
enden, da diese gegen die Satzung der 
Sportorganisation verstoßen würde. Zu-
dem kritisiert die DFG-VK auf dieser Web-
site, dass die Bundeswehr-Sportförderung 
den oft jungen SpitzensportlerInnen keine 
langfristige Perspektive bietet. Auch das 
ist ein Grund für die unterdurchschnittli-
che Leistung der SportsoldatInnen: „Jun-
ge SportlerInnen, die an ihre Zukunft den-

ken, gehen nicht zur Armee“, sagt Ralf 
Buchterkirchen, der ein Ende der militä-
rischen Sportförderung zugunsten einer 
finanziell besser aufgestellten zivilen För-

derung etwa über die Stiftung Deutsche 
Sporthilfe verlangt.
Aus der DFG-VK-Pressemitteilung vom 
30. August
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Flächendeckende Bundeswehr-Propaganda im öffentlichen Raum, hier am Hauptbahnhof in Hannover

1750 Euro, so viel soll die 
DFG-VK für eine 
Aktions-Homepage 

zahlen, die über die Verbindungen 
zwischen dem Deutschen Roten Kreuz 
und der deutschen Armee aufklärte 
– die an das Corporate-Design der 
Hilfsorganisation angelehnte Website ist 
mittlerweile offline. Nur wenige Tage 
nachdem die Website im Mai online 
gegangen war, meldeten sich Anwälte des 
DRK bei den FriedensaktivistInnen und 
verlangten die Abschaltung sowie die Ab-
gabe einer Unterlassungserklärung: „Statt 
sich inhaltlich mit unserer Kritik ausein-
anderzusetzen, geht das DRK juristisch ge-
gen uns vor“, meint DFG-VK-Bundesspre-
cher Christoph Neeb.

Tatsächlich sieht es danach aus, dass 
die Verbindungen zwischen dem DRK und 
der Bundeswehr zuletzt immer enger ge-
worden sind: Schon 2003 bekannte sich 
das DRK explizit zur „Mitwirkung“ an Mi-
litäreinsätzen. 2008 definierte dann ein 
Bundesgesetz die „Unterstützung des Sani-
tätsdienstes der Bundeswehr“ als zentrale 
„Aufgabe“ der Hilfsorganisation. Seit 2009 
unterhält das DRK einen eigenen „Beauf-
tragten für zivil-militärische Zusammenar-
beit“. Seit 2014 finden gemeinsame „Joint 
Cooperation“-Manöver von DRK, Bundes-
wehr und weiteren Armeen statt. Und 
am 24. November 2015 unterzeichneten 
der DRK-Generalsekretär Christian Reu-

ter und Markus Grübel, Parlamentarischer 
Staatssekretär im Verteidigungsministeri-
um, die erste zentrale Kooperationsverein-
barung – sie soll der Zusammenarbeit ein 
„offizielles Fundament“ geben. Dies mach-
te die DFG-VK auf ihrer Aktionswebsite öf-
fentlich.

„Das DRK sorgt sich um die Unver-
wechselbarkeit seiner Organisation, aber 
offenbar nicht darum, mit der Bundes-
wehr gleichgesetzt zu werden“, so Chris-
toph Neeb. Die 
enge Zusam-
menarbeit bei-
der Akteure ver-
stoße gegen die 
Rot-Kreuz-Grund-
sätze der „Neut-
ralität“ und „Un-
par tei l ichkeit“, 
bemängelt der 
Friedensaktivist. 
Eine Unterlas-
sungserklärung, 
das DRK-Design 
nicht mehr zu 
verwenden, habe 
man aber mitt-
lerweile unter-
schrieben. Auch 
die Rechtsan-
waltskosten des 
Roten Kreuz wer-
de man, nachdem 

Rotes Kreuz: Mit Anwälten gegen die DFG-VK-Kritik

das DRK nachdrücklich darauf gedrängt 
hat, tragen, so Neeb. An der inhaltlichen 
Kritik halte man aber fest: „Unter www.
bleibt-zivil.de haben wir mittlerweile eine 
neue Aktionswebsite zur ‚Zivil-Militäri-
schen-Zusammenarbeit‘ zwischen DRK 
und Bundeswehr veröffentlicht“, erklärt 
Friedensaktivist Neeb.

Aus der DFG-VK-Pressemitteilung vom 
29. August
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Neue Kriege zur Rekolonisierung
Das neue „Weißbuch zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr“ 
Von Ralf Cüppers

Am 13. Juli ist das Weißbuch zur Si-
cherheitspolitik und Zukunft der 
Bundeswehr erschienen. Darin 

werden die Ziele und Inhalte der deut-
schen Sicherheitspolitik festgelegt und 
dargestellt, wo die deutsche Regierung 
ihre militärpolitischen Handlungsfelder 
sieht und mit welchen militärpolitischen 
Maßnahmen sie ihre Interessen wahrneh-
men will. 

Das Weißbuch 2016 steht im Kontext 
mit den Beschlüssen der EU und der Nato. 
Es steht auch im Zusammenhang mit der 
in Deutschland geführten Debatte „Neue 
Macht – Neue Verantwortung“, zu der 
auch das vom Auswärtigen Amt geführ-
te „Review 2014“ gehört. Da geht es um 
die Grundidee der zunehmenden militäri-

schen Verantwortung, die Deutschland in 
der Welt wahrnehmen müsse. 

Bereits im Vorwort der Veröffentli-
chung des Weißbuches schreibt Frau von 
der Leyen, was sie (haben) will: Mehr 
Geld für den Krieg. „Um Herausforderun-
gen wie der hybriden Kriegführung, dem 
transnationalen Terrorismus, Cyberatta-
cken oder Pandemien wirkungsvoll begeg-
nen zu können und zugleich den Notwen-
digkeiten einer verstärkten Landes- und 
Bündnisverteidigung zu genügen, braucht 
die Bundeswehr das beste Material und 
eine nachhaltige Finanzierung.“

Um diese zu erhalten, sind die Kriegs-
ziele im Weißbuch formuliert: „Legitimi-
tätsdefizite, schlechte Regierungsführung, 
schwache Strukturen, mangelnde Grund-
versorgung der Bevölkerung, ungleiche 
Teilhabe an gesellschaftlichem Wohlstand 
oder Korruption“ als „Herausforderungen 
für die deutsche Sicherheitspolitik.“ 

Auch wenn es diese Probleme zuneh-
mend auch in Deutschland gibt, ist damit 
aber der Auftrag für die Bundeswehr fest-
gelegt, Kriege zur Rekolonisierung ande-
rer Länder zu führen. Die genannten Pro-
bleme können weder hier noch woanders 
militärisch gelöst werden. 

Es geht darum, militärische Aufgaben 
und Aufträge auf immer weitere Bereiche 
der Politik auszudehnen, zum Beispiel auf 
die Justiz und die Strafverfolgungsbehör-
den. 

Im Weißbuch gilt die „sichere und gesi-
cherte sowie freie Nutzung des Cyber- und 
Informationsraums“ als „elementare Vor-
aussetzung staatlichen und privaten Han-
delns in unserer globalisierten Welt.“ Da-
nach wird seitenlang ausgeführt, dass es 
eine Bedrohung sei, wenn andere den Cy-
ber- und Informationsraum für ihre Ziele 
frei nutzen. „Herausforderung für offene 
und pluralistische Gesellschaften ist die 
Nutzung der digitalen Kommunikation zur 
Beeinflussung der öffentlichen Meinung – 
angefangen mit der unerkannten, geziel-
ten Steuerung von Diskussionen in sozia-
len Netzwerken bis hin zur Manipulation 
von Informationen auf Nachrichtenporta-
len. Bereits jetzt kommt diesem Vorgehen 
als Element hybrider Kriegführung zentra-
le Bedeutung zu.“ 

Dass die Massenmedien der Großkon-
zerne die finanziellen und technischen 

Möglichkeiten zur Manipulation der öf-
fentlichen Meinung haben, ist unbestrit-
ten. Neu ist, die Manipulation der Mei-
nung als Kriegsgrund zu definieren und 
neue Feindbilder zu suggerieren, denn die 
Manipulation erfolgt nur durch die defi-
nierten Feinde. „Wir sind die Guten“, die 
sich nur gegen die feindlichen Angriffe 
auf unsere Kommunikationssysteme weh-
ren müssen. 

Militärische Gewalt wird als Problem-
lösung angeboten, und das Schlachtfeld 
auch auf den Bereich der digitalen Kom-
munikation ausgeweitet. „Die Bundes-
wehr muss sich als Hochwertziel für staat-
liche wie nichtstaatliche Akteure und als 
Instrument der wirksamen Cyberverteidi-
gung für den Umgang mit komplexen An-
griffen aufstellen. Die Verteidigung gegen 
derartige Angriffe bedarf auch entspre-
chender defensiver und offensiver Hoch-
wertfähigkeiten, die es kontinuierlich zu 
beüben und weiterzuentwickeln gilt.“

„Die Befähigung zum bundeswehrge-
meinsamen Wirken in allen Dimensio-
nen – Land, Luft, See, Cyber- und Informa-
tions- sowie Weltraum – ist der übergeord-
nete Maßstab.“

Das Weißbuch stellt dar: „Global aus-
gerichtete und multinational kompatible 
Aufklärung ist Voraussetzung für die ef-
fektive Informationsbedarfsdeckung und 
damit für die Analyse-, Beurteilungs- und 
Führungsfähigkeit auf strategischer, ope-
rativer und taktischer Ebene.“

„Wirkung“ ist auch das Codewort für 
militärischen Mord, „Wirkmittel“ sind 
Kriegswaffen. Laut Weißbuch will die 
Bundeswehr „die Bandbreite von indirek-
ter und direkter, physischer und psycho-
logischer Wirkung gleichzeitig abdecken“. 

Das Thema freier Welthandel ist im 
Weißbuch formuliert als „ungehinderte 
Nutzung globaler Informations-, Kommu-
nikations-, Versorgungs-, Transport- und 
Handelslinien sowie einer gesicherten 
Rohstoff- und Energiezufuhr.“

 „Eine Unterbrechung des Zugangs zu 
diesen globalen öffentlichen Gütern zu 
Lande, zur See, in der Luft sowie im Cy-
ber-, Informations- und Weltraum birgt er-
hebliche Risiken für die Funktionsfähig-
keit unseres Staates und den Wohlstand 
unserer Bevölkerung.“

„Die wachsenden Investitionen ver-

Weißbuch hat nichts mit „weise“ (im Sinne 
von „Weisheit besitzend, auf Weisheit beru-
hend, von Weisheit zeugend“ [Duden] oder 
„Wissen“ (im Sinne von „Gesamtheit der 
Kenntnisse, die jemand [auf einem bestimm-
ten Gebiet] hat; Kenntnis, das Wissen von et-
was“ [Duden]) zu tun, sondern ist ein mit ei-
nem weißen Einband oder Umschlag verse-
henes Buch, das z.B. im Bereich der Politik 
von einer staatlichen Stelle zusammengestell-
te Dokumente etc. umfasst und mit dem die 
Öffentlichkeit informiert werden soll. Das 
Bundesministerium der Verteidigung hat seit 
1969 insgesamt zwölf Weißbücher veröffent-
licht (die als PDF von der Internetseite des 
Ministeriums heruntergeladen werden kön-
nen (www.bmvg.de/portal/a/bmvg/!ut/p/
c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5Eyr 
pHK9pNyydL3y1Mzi4qTS5Ay9lPzyvJz8xJRi_
YJsR0UAIHdqGQ!!/). Das Mitte Juli vorge-
stellte „Weißbuch 2016 zur Sicherheitspolitik 
und zur Zukunft der Bundeswehr“ hat einen 
Umfang von 143 Seiten und steht ebenfalls 
dort zum Download bereit (kürzester Link: 
www.weissbuch.de).
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Antimilitarismus

schiedener Staaten in Fähigkeiten, die 
Dritten den Zugang zu bestimmten Regi-
onen verwehren sollen („Anti Access/Area 
Denial“), sind dabei von besonderer Rele-
vanz“.

Anderen Staaten wird also das Recht 
abgesprochen, ihre Regionen gegen Aus-
plünderung seitens Deutschlands oder an-
derer Nato-Staaten abzuschotten. 

Wenn die Küstenwache irgendeines 
Dritte-Welt-Staates deutsche Raubbaufi-
scher von ihren Küsten abdrängen will, 
soll also die Bundesmarine den Weg frei-
schießen? Denn zu „Deutschlands strategi-
sche Prioritäten“ gehört die „ungehinderte 
Nutzung von Informations-, Kommunika-
tions-, Versorgungs-, Transport- und Han-
delslinien sowie die Sicherheit der Roh-
stoff- und Energieversorgung“.

Aufgabe der Bundeswehr ist ausdrück-
lich, „gemeinsam mit Partnern und Ver-
bündeten zur Abwehr sicherheitspoliti-
scher Bedrohungen für unsere offene Ge-
sellschaft und unsere freien und sicheren 
Welthandels- und Versorgungswege beizu-
tragen“.

Weitere Kriegsziele sind:
„Die Frage des Zugangs zu Wasser und 

anderen limitierten Lebensgrundlagen“
„Bekämpfung der Ursachen für Flucht 

und irreguläre Migration“ 
„Wachstum der Weltbevölkerung in Ver-

bindung mit zunehmender globaler Mobi-
lität fördert die weltweite Verbreitung von 
Krankheiten und Seuchen sowie den Aus-
bruch von Pandemien“. Zur Bekämpfung 
von Krankheiten benötigen wir Ärzte und 
Krankenpflegepersonal und keine Solda-
ten. Aber auch hier geht es vor allem da-
rum, das militärische Aufgabengebiet auf 
nicht-militärische Bereiche auszuweiten. 

Die Bundeswehr kennt nunmehr keine 
Grenzen: „Deutschlands sicherheitspoliti-
scher Horizont ist global. Dieser umfasst 
ausdrücklich auch den Cyber-, Informa-
tions- und Weltraum.“

Die Bundeswehr kennt auch keine 
Grenzen bezüglich atomarer Massenver-
nichtungswaffen: „Deutschland wird sich 
hier auch künftig im Bewusstsein seiner 
Verantwortung und Leistungsfähigkeit 
umfassend einbringen. Solange nuklea-
re Waffen ein Mittel militärischer Ausei-
nandersetzungen sein können, besteht 
die Notwendigkeit zu nuklearer Abschre-
ckung fort. … Die Nato ist weiterhin ein 
nukleares Bündnis. Deutschland bleibt 
über die nukleare Teilhabe in die Nukle-
arpolitik und die diesbezüglichen Planun-
gen der Allianz eingebunden.“

Im Weißbuch ist der Auftrag der Bun-
deswehr formuliert, auch im Inneren ein-
gesetzt zu werden „bei innerem Notstand 
sowie Amtshilfe“ 

Das Weißbuch kommt zu folgender Er-
kenntnis: „Aufrüstung kann die Stabilität 
des internationalen Systems und mittelbar 
auch die Sicherheit Europas und Deutsch-
lands gefährden.“

Das kann auch jeder Antimilitarist, 
Kriegsdienstverweigerer und Pazifist 
mit voller Überzeugung unterschreiben. 
Wenn jedoch im selben Text einige Sei-
ten später zu lesen ist: „Die Bundesregie-
rung macht es sich zur Aufgabe und wird 
sich dafür einsetzen, langfristig im Rah-
men der zur Verfügung stehenden Res-
sourcen die Annäherung an das Ziel von 
zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
für Verteidigungsausgaben sowie gleich-
zeitig eine Rüstungsinvestitionsquote von 
20 Prozent im Verteidigungsbereich anzu-
streben“, dann bedeutet es sprachlogisch 
doch nichts anderes, als dass die Bundes-
regierung die Stabilität des internationalen 
Systems und mittelbar auch die Sicherheit 
Europas und Deutschlands durch weitere 
Aufrüstung gefährden will. Offensichtlich 
ist bei der Bekämpfung der Aufrüstung, 
die Aufrüstung der Staaten gemeint, die 
sich gegen Rekolonisierung wehren wol-
len. Das Weißbuch ist mit dem Symbol der 
Friedensbewegung illustriert, das eine un-
brauchbar gemachte Kleinwaffe darstellt.

„Die Schwerpunkte [der Aufrüstung 
laut Weißbuch] liegen hierbei zunächst 
[und was dann?] auf unbemannten Luft-
fahrzeugen [Drohnen], Luftbetankung, Sa-
tellitenkommunikation, Cyberabwehr und 
-verteidigung.“

„Stärkung der Verteidigungsindustrie“ 
geschieht laut Weißbuch durch „ressort-  
übergreifende Abstimmung und Priori-
sierung von Forschungs- und Technolo-
giemaßnahmen“; das bedeutet vermehrte 
Rüstungsforschung.

„gezielte Industriepolitik“; das bedeu-
tet mehr Subventionen für die Rüstungs-
industrie

„Exportunterstützung“, das bedeutet 
mehr Rüstungsexporte, denn Rüstungsex-
portverbote oder Beschränkungen kom-
men im Weißbuch nicht vor

 „sowie die Auftragsvergabe durch das 
Bundesministerium der Verteidigung“, das 
bedeutet mehr Rüstungsgüter für die Bun-
deswehr. 

Dafür bekommt die Bundeswehr: 
„Nachhaltige finanzielle Rahmenbedin-
gungen“ – das bedeutet, dass der im Rüs-
tungshaushalt festgelegte finanzielle Rah-
men bei Bedarf auch überschritten wer-
den kann, ohne dass es weiterer Abstim-
mung bedarf. 

Unter „Trendwende Personal“ versteht 
das Weißbuch „eine Anpassung der gel-
tenden Personalstärken im militärischen 
und zivilen Bereich.“ Da seit dem „Kal-

ten Krieg“ die Anzahl der Soldaten kleiner 
wurde, heißt es ab jetzt: wieder mehr Sol-
daten und mehr Zivilisten, die militärische 
Aufgaben übernehmen sollen.  „Ziel ist es, 
mit den notwendigen zusätzlichen Perso-
nalkapazitäten – im militärischen und zivi-
len Bereich – die Bundeswehr zu stärken“.

Im Weißbuch 2016 wird im Fazit die zu-
nehmende offensive militärische Bedeu-
tung der Bundeswehr deutlich: „So wird 
die Bundeswehr in die Lage versetzt, als 
eines der Instrumente deutscher Sicher-
heitspolitik ihre qualitativ und quantita-
tiv erweiterten Aufgaben effektiv wahrzu-
nehmen.“

Unser Fazit lautet: Dieses Weißbuch 
ist trotz des Orwellschen Neusprech das 
aggressivste militärische Strategiepapier 
seit der Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland. Wie in vergangenen Kolo-
nialkriegen sollen mit militärtechnischer 
Überlegenheit andere Länder beherrscht 
werden. Die technologische Überlegen-
heit äußert sich nicht mehr nur in Atom-
waffen, über die die Bundeswehr durch 
die „nukleare Teilhabe“ verfügt, sondern 
in der nächsten Aufrüstungsstufe mit Cy-
berkrieg, Drohnen und Elektronischer 
Kampfführung. 

Ralf Cüppers ist aktiv im DFG-VK-Lan-
desverband Hamburg/Schleswig-Hol-
stein.

Als „Kritisches Handbuch zur Aufrüstung 
und Einsatzorientierung der Bundeswehr“ 
haben die Rosa-Luxemburg-Stiftung und die 
Linke-Bundestagsfraktion Mitte August ein 
122-seitiges Schwarzbuch veröffentlicht (an 
dem auch einige DFG-VK-Mitglieder mitge-
wirkt haben). In der Einleitung schreiben die 
HerausgeberInnen: „Das Weißbuch ist Teil 
der psychologischen Kriegsführung des Ver-
teidigungsministeriums. Von der Leyen führt 
einen Kampf um die Köpfe. Das vorliegende 
Schwarzbuch hat sich zur Aufgabe gestellt, 
dahinter stehende Motive und Interessen of-
fenzulegen, und davon ausgehend die Stra-
geien und Rüstungsvorhaben der Regierung 
darzustellen. Schließlich soll anhand histo-
rischer wie aktueller Beispiele deutlich ge-
macht werden, wie wir uns gegen einen neu-
en Militarismus wehren können.“ 
Das Schwarzbuch steht als Download zur Ver-
fügung unter der Adresse: www.rosalux.de/fi-
leadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_ publikationen/

Schwarzbuch_Bundeswehr_August_2016.pdf
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In der Zivilcourage 1/2016 erschien die 
Denkschrift „Aufstehen und gemeinsam 
handeln! Denkschrift zur Erneuerung des 
politischen Pazifismus“ und das Manifest 
„Schutze der Menschenrechte durch Prä-
vention“. Beide Beiträge sind ein wertvol-
ler Anstoß für eine Debatte über die zu-
künftige strategische Ausrichtung der 
DFG-VK. Diesen Faden greifen die folgen-
den Gedanken auf.

Die Denkschrift fordert eine mo-
tivierende Aufbruchsstimmung, 
durch die es gelingt, auch Nicht-

mitglieder für die Ziele der DFG-VK zu 
gewinnen. Hilfreich hierfür ist es, wenn 
man mit ebendiesen Zielen an eine brei-
tere politische Debatte anknüpfen kann. 
Beide Texte liefern auch schon einen deut-
lichen Hinweis, wo solche Anknüpfungs-
punkte liegen könnten. Sie verweisen an 
verschiedenen Stellen klar auf den engen 

Zusammenhang zwischen Frieden, 
Entwicklung, Nachhaltigkeit und 
Gerechtigkeit. 

Das Manifest spricht in diesem 
Zusammenhang die Agenda 2030 
der Vereinten Nationen an. Es be-
zeichnet sie als wichtiges interna-
tionales Dokument für kohärentes 
und präventives Handeln in den 
oben genannten Bereichen und 
fordert ihre ambitionierte Umset-
zung. Grund genug, sich genauer 
mit besagter Agenda 2030 zu be-
schäftigen. 

Grundlage sind die im ver-
gangenen Jahr beschlossenen 
„Sustainable Development Go-
als“ (SDGs). Sie sind der Nach-

folger der Millenniums-Ent-
wicklungsziele, die für die 
Zeit bis 2015 formuliert 
worden waren. 

Die folgenden neuen 
17 Ziele sollen nun bis 
2030 erreicht werden:

1. Armut in jeder  
Form und überall been-
den 
2. Den Hunger 
beenden
3. Ein gesundes 
Leben für alle Men-
schen jeden Alters ge-
währleisten
4. Inklusive, ge-
rechte und hochwer-
tige Bildung gewähr-
leisten 
5. Geschlechter- 
gerechtigkeit und 
Selbstbestimmung 
für alle Frauen und 

Mädchen 

6. Wasser und Sanitärversorgung für alle
7. Nachhaltige Energie für alle
8. Dauerhaftes, inklusives und nachhal-
tiges Wirtschaftswachstum 
9. Eine belastbare Infrastruktur aufbau-
en und Innovationen unterstützen 
10. Ungleichheit innerhalb von und zwi-
schen Staaten verringern 
11. Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, 
widerstandsfähig und nachhaltig machen 
12. Für nachhaltige Konsum- und Produk-
tionsmuster sorgen 
13. Bekämpfung des Klimawandels
14. Maritime Ressourcen erhalten
15. Ökosysteme und Biodiversität schüt-
zen und erhalten
16. Friedliche und inklusive Gesellschaf-
ten, Zugang zur Justiz für alle und effekti-
ve, rechenschaftspflichtige und inklusive 
Institutionen auf allen Ebenen
17. Globale Partnerschaft für nachhaltige 
Entwicklung
(Quelle: www.nachhaltige-entwick-
lungsziele.de/; z. T. leicht gekürzt)

Diese 17 Ziele werden in insgesamt 169 
Unterzielen konkretisiert. Neu ist, dass sie 
nicht, wie noch die Millenniumsziele, nur 
für die sog. Entwicklungsländer gelten. 
Auch die Industrienationen sind aufgeru-
fen, durch geeignete politische Maßnah-
men zur Verwirklichung der SDGs sowohl 
im eigenen Land als auch weltweit beizu-
tragen. Sie sind somit gültige Richtschnur 
für die deutsche Politik in allen Bereichen. 
Gerade das macht sie für die Friedensbe-

Zusammenhang zwischen Frieden, 
Entwicklung, Nachhaltigkeit und 
Gerechtigkeit. 

Das Manifest spricht in diesem 
Zusammenhang die Agenda 2030 
der Vereinten Nationen an. Es be
zeichnet sie als wichtiges interna
tionales Dokument für kohärentes 
und präventives Handeln in den 
oben genannten Bereichen und 
fordert ihre ambitionierte Umset
zung. Grund genug, sich genauer 
mit besagter Agenda 2030 zu be
schäftigen. 

Grundlage sind die im ver
gangenen Jahr beschlossenen 
„Sustainable Development Go
als“ (SDGs). Sie sind der Nach

folger der Millenniums-Ent
wicklungsziele, die für die 
Zeit bis 2015 formuliert 
worden waren. 

Die folgenden neuen 
17 Ziele sollen nun bis 
2030 erreicht werden:

1.
Form und überall been
den 
2.
beenden
3.
Leben für alle Men
schen jeden Alters ge
währleisten
4.
rechte und hochwer
tige Bildung gewähr

Mädchen 

Eine strategische Chance für die DFG-VK
Die „Sustainable Development Goals“ (nachhaltigen Entwicklungsziele) der Vereinten Nationen
Von Ursula Neideck

Im September 2015 hat die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen die 
in einem mehr als dreijährigen inter-
nationalen Vorbereitungsprozess ent-
wickelte „Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung“ verabschiedet. Diese ist 
ein globaler Aktionsplan, mit dem die 
Uno-Mitgliedsstaaten einen Fahrplan zur 
„Transformation der Welt zum Besseren“ 
im Sinne einer nachhaltigen Umgestal-
tung von Gesellschaft, Wirtschaft und 
Umwelt bis zum Jahr 2030 entwickelt ha-
ben. Die 17 Nachhaltigkeitsziele (SDGs 
= Sustainable Development Goals) der 
Agenda werden in insgesamt 169 Unter-
ziele konkretisiert.

Agenda 2030

Debatte
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wegung zu einem interessanten Ansatz-
punkt für Lobby- und Öffentlichkeitsar-
beit.

Da Frieden und nachhaltige Entwick-
lung eng miteinander verknüpft sind, be-
schreiben die Ziele nicht zuletzt den Weg 
auch in eine friedlichere Welt. Somit kann 
die DFG-VK, wie im Manifest geschehen, 
guten Gewissens für eine ambitionierte 
Umsetzung der gesamten Agenda 2030 
eintreten. 

Es wäre aber unklug, es dabei zu be-
lassen. Die Denkschrift fordert zu Recht 
eine Besinnung auf die Kernaufgaben. Der 
Kampf gegen den Klimawandel oder der 
Schutz der marinen Ökosysteme beispiels-
weise gehören dazu vermutlich nicht, so 
wichtig sie auch bei einer ganzheitlichen 
Betrachtung scheinen mögen. 

Die Denkschrift nennt die Forderung 
nach einer radikalen Entmilitarisierung in 
jeder Hinsicht als wesentlichen Bestand-
teil des politischen Pazifismus. Wirklich 
überzeugend ist diese Forderung aber nur 
dann, wenn sie durch ein entschiedenes 
Eintreten für gewaltfreie Mittel zur Lö-
sung unvermeidbarer Konflikte ergänzt 
wird. Somit können Entmilitarisierung 
und Zivile Konfliktbearbeitung als Kern-
ziele der DFG-VK gelten.

Konkrete Forderungen, die sich aus 
diesen beiden Grundpositionen ergeben, 
finden sich an verschiedenen Stellen in 
den Unterzielen der einzelnen SDGs wie-
der. Ziel Nr. 16 trägt Frieden schon im Ti-
tel. Daher überrascht es nicht, dass es die 
meisten Anknüpfungspunkte bietet. Von 
dessen 12 Unterzielen sind die folgenden 
aus friedenspolitischer Sicht besonders in-
teressant:

• Alle Formen der Gewalt und die mit ihr 
verbundene Sterblichkeit deutlich redu-
zieren.
• Missbrauch und Ausbeutung von Kin-
dern sowie Handel mit Kindern, alle For-
men von Gewalt gegen Kinder und Folter 
von Kindern beenden.
• Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und 
internationaler Ebene fördern und gleich-
berechtigten Zugang zur Justiz für alle si-
cherstellen.
• Bis 2030 illegale Finanz- und Waffenge-
schäfte deutlich reduzieren, die Rückgabe 
gestohlener Vermögenswerte stärken und 
alle Formen organisierter Kriminalität be-
kämpfen.
• Die relevanten nationalen Instituti-
onen u. a. durch internationale Zusam-
menarbeit stärken, um auf allen Ebenen, 
besonders in den Entwicklungsländern, 
Kapazitäten aufzubauen, um Gewalt vor-
zubeugen und Terrorismus und Krimina-
lität zu bekämpfen.
(Quelle: https://sustainabledevelopment.
un.org/sdg16; eigene Übersetzung)

Aus diesen und einigen anderen Aspekten 
der SDGs lassen sich folgende friedenspo-
litische Forderungen ableiten:
• Auslandseinsätze der Bundeswehr 
beenden

So kann die Bundesrepublik die von ihr 
ausgehende Gewalt in anderen Teilen der 
Welt stoppen.
• Bundeswehr abschaffen

Durch die Bundeswehr schafft und er-
hält die Bundesrepublik gezielt die Mög-
lichkeit, Gewalt anzuwenden. Deren Ab-
schaffung verhindert, dass vom deutschen 
Staat Gewalt ausgehen kann.

• Rüstungsausgaben komplett strei-
chen (und stattdessen u. a. in Entwick-
lungszusammenarbeit/Nachhaltige 
Entwicklung stecken)

Dadurch würde nicht nur weniger Ge-
walt von der BRD ausgehen. Die freiwer-
denden Mittel könnten, entsprechend der 
unter Ziel 17 geforderten zusätzlichen Res-
sourcen, in nachhaltige Entwicklung in-
vestiert werden.
• Waffenexporte stoppen

So lässt sich verhindern, dass Deutsch-
land die Mittel liefert, mit denen weltweit 
Menschen getötet und verletzt werden.
• Verhinderung von illegalem Waf-
fenhandel durch starke nationale und 
internationale rechtsstaatliche Insti-
tutionen.

Dieses Unterziel ist wichtig, um zu ver-
hindern, dass die Waffenexporte in der Il-
legalität weitergehen.
• Einsatz für eine Ächtung aller Waf-
fen weltweit

Denn Waffengewalt ist tödlicher als Ge-
walt ohne Waffen.
• Ziviles Peacekeeping und Zivile 
Konfliktbearbeitung stärken

Gewaltfreie Alternativen im Umgang 
mit Konflikten und Gewaltakteuren zu 
stärken, ist der entscheidende Schritt zur 
Verhinderung von Gewalt.
• Keine Rekrutierung von Minderjäh-
rigen in die Bundeswehr und keine 
Werbung für die Bundeswehr bei Min-
derjährigen

Um den festgeschriebenen besonde-
ren Schutz von Kindern vor Gewalt zu ge-
währleisten.
• Einsatz für ein generelles Min-
destalter von 18 für die Rekrutierung 

Die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung der Agenda 2030 der Vereinten Nationen

Debatte
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in Streitkräfte weltweit, das völker-
rechtlich verbindlich festgelegt wird.

Das ist die logische Fortschreibung der 
vorherigen Forderung auf internationaler 
Ebene.
• Friedenserziehung als aktive und 
nachhaltige Gewaltprävention stärken

Sowohl in Schulen als auch außerschu-
lisch sowie in der Erwachsenenbildung
• Klare friedenssichernde völker-
rechtliche Regeln

So ließe sich die Rechtsstaatlichkeit auf 
internationaler Ebene im Sinne der Frie-
denssicherung konkretisieren.
• Starke unabhängige Institutionen 
zur Durchsetzung des Völkerrechts

Nur durch sie können die oben genann-
ten Regeln ihre Wirkung entfalten.
• Starke nationale und internationale 
rechtsstaatliche Strukturen schaffen, 
die in der Lage sind, (illegale) Finanz-
ströme aufzudecken und zu stoppen.

Damit wäre es möglich, Gewaltakteure 
effektiv zu bekämpfen, indem man sie von 
ihren Geldquellen abschneidet. Je besser 
diese Alternative zu militärischem Vorge-
hen funktioniert, umso attraktiver wird 
sie.
• Unterstützung anderer Staaten bei 
der Stärkung ihrer rechtsstaatlichen 
Institutionen zur Bekämpfung illega-
ler Waffen und Geldströme

Um Gewaltakteure wirkungsvoll von 
ihren Geldquellen abzuschneiden und 
Waffenhandel zu verhindern, müssen die 
notwendigen Strukturen weltweit funkti-
onieren.
• Konversion aller Rüstungsbetriebe 
in Deutschland

Zwar enthält die Präambel der SDGs 
keine Definition von Nachhaltigkeit. Es 
liegt aber nahe, dass Nachhaltigkeit im 
Grunde die Gesamtheit aller Ziele um-
fasst. In diesem Sinne ist, besonders im 
Hinblick auf Ziel 16, die Produktion von 
Rüstungsgütern kein nachhaltiges Produk-
tionsmuster im Sinne von Ziel 12.
• Unterstützung anderer Staaten bei 
der Konversion ihrer Rüstungsindus-
trie

Diese Forderung ergibt sich aus dem 
Partnerschaftsgedanken, der in den SDGs 
festgeschrieben ist. Insbesondere Indust-
rienationen sollen nicht nur selbst die Zie-
le verwirklichen, sondern auch gerade die 
Entwicklungsländer bei deren Umsetzung 
unterstützen.

Viele dieser politischen Forderungen hat 
sich die DFG-VK schon lange auf die Fah-
nen geschrieben. Somit ist die Agenda 
2030 eine Chance, alte Forderungen wie-
der mit mehr Nachdruck auf die politische 
Agenda zu setzen. Gleichzeitig fordert sie 
dazu heraus, neu darüber nachzudenken, 
was nötig ist, damit Konflikte ohne Gewalt 
gelöst werden können und Waffen auf die-
ser Welt nicht mehr gebraucht werden. 
Dies gilt besonders für die Forderung nach 
friedenssichernden völkerrechtlichen Re-
geln und geeigneten Institutionen, um sie 
durchzusetzen. Darüber hinaus eröffnet 
die Agenda 2030 die Möglichkeit für neue 
Allianzen gerade mit Akteuren aus dem 
Bereich Entwicklungspolitik. Somit bietet 
sie einige sehr interessante Handlungsop-
tionen für die DFG-VK.

• Beteiligung am zivilgesellschaftli-
chen Monitoring der Agenda 2030

Das Projekt „2030 Watch“ hat bereits 
die offiziellen Indikatoren der UN um Vor-
schläge aus der Zivilgesellschaft ergänzt 
und deren Stand für Deutschland erfasst. 
Gerade für die friedenspolitisch interes-
santen Punkte gibt es bisher kaum Indika-
toren. Hier könnte die DFG-VK ihr Wissen 
und die von ihr erhobenen Daten beisteu-
ern und so den friedenspolitischen Aspekt 
der Agenda 2030 sichtbarer machen.
• Beteiligung an der politischen De-
batte über die Umsetzung der Agenda 
2030 in Deutschland

Diese Beteiligung bietet neue Gelegen-
heiten für die DFG-VK, ihre Forderungen 
in die Diskussion einzubringen. Die Anbin- 
dung an die Agenda 2030 stärkt zudem un-
sere Argumentationsgrundlage. Schließ-
lich geht es um Ziele, auf die sich die Bun-
desregierung bereits verpflichtet hat.
• Beteiligung an der öffentlichen De-
batte über nachhaltige Entwicklung

Hier haben wir die Möglichkeit, die 
Verbindung von nachhaltiger Entwicklung 
und Friedenspolitik sowohl für das Fach-
publikum als auch für die breite Öffent-
lichkeit deutlich zu machen. So können 
wir neue Unterstützer und Kooperations-
partner ansprechen.

Ziviles Peacekeeping und Zivile 
Konfliktbearbeitung ins Bewusstsein 
der Öffentlichkeit bringen

Die Meinung, Gewaltakteuren und be-
waffneten Konflikten könne man nur mit 
militärischen Mitteln beikommen, ist weit 
verbreitet. Deshalb sollte die DFG-VK ih-

ren Beitrag zur Verringerung der Gewalt 
leisten, indem sie gewaltfreie Optionen 
bekannter macht und ihre Wirksamkeit 
zeigt.
• Kompetenzen im Bereich Frieden-
serziehung stärken und aktiv einbrin-
gen

Die DFG-VK bringt ihre Kompetenzen 
im Bereich Friedenserziehung bereits im 
Rahmen bestehender Strukturen ein. Die-
se Kompetenzen gilt es zu stärken, aus-
zubauen und an weitere und neue Frie-
denspädagogInnen weiterzugeben. So 
können wir den Bildungseinrichtungen 
auch in der Breite ein qualitativ hochwer-
tiges Angebot machen.
• Eine klare Vorstellung von frie-
denssichernden völkerrechtlichen Re-
geln und der für ihre Durchsetzung 
nötigen Institutionen entwickeln

In der bisherigen Formulierung sind 
diese beiden Forderungen zu vage. Hier 
muss die DFG-VK konkretere Ideen für die 
Ausgestaltung der Regeln und der Instituti-
onen entwickeln. Ein interessanter Ansatz 
wäre z.B. das im Maifest geforderte Kon-
zept für eine neutrale, an Völkerrecht und 
Polizeiaufgaben orientierte Polizeitruppe 
unter Kommando der Vereinten Nationen.
• Die bestehenden Überlegungen zur 
Konversion von Rüstungsbetrieben 
weiterentwickeln und aktiv an ihrer 
Umsetzung arbeiten.

Hier kann die Anknüpfung an die Agen-
da 2030 helfen, wichtige Partner, z.B. die 
Gewerkschaften, ins Boot zu holen.
• Forschung zu Konfliktursachen 
und ganzheitlichen Frühwarnsyste-
men als Beitrag zur Gewaltprävention

Die zunehmende Zahl an gewaltsamen 
Konflikten und die stark gestiegenen 
deutschen Rüstungsexporte zeigen: Frie-
denspolitik ist im Sinne einer nachhalti-
gen Entwicklung drängender denn je und 
Deutschland kommt dabei eine Schlüssel-
rolle zu.

Ursula Neideck ist Mitglied der DFG-VK. 
Die Politikwissenschaftlerin, die 2010 
einen Master-Abschluss in „Peace Stu-
dies“ gemacht hat, war in diesem Früh-
jahr drei Monate lang (wissenschaftliche) 
Mitarbeiterin in der baden-württember-
gischen DFG-VK-Landesgeschäftsstelle. 
Seit Sommer ist sie im Projektmanage-
ment im Bereich der Entwicklungszusam-
menarbeit tätig.

Debatte
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Die Bundeswehr nutzt die Videospiel-
messe „gamescom“, um junge Menschen 
als militärischen Nachwuchs zu werben. 
Gleich zwei Panzer hat die Armee in der 
Kölner Messehalle aufgefahren, um junge 
Menschen anzulocken – das Tragen von 
Waffennachbildungen ist auf der Messe 
aus Sicherheitsgründen hingegen erst-
mals verboten.

850 Aussteller präsentieren sich in 
Köln auf der „gamescom“, der größten 
Videospielmesse der Welt. Doch ein Aus-
steller passt nicht so recht zu der Veran-
staltung mit dem Motto „Celebrate the 
Games“: Die Bundeswehr sucht auf der 
Messe neuen Nachwuchs für ihre Einsät-
ze. Mit einem „Fennek“- und einem „Wie-
sel“-Panzer sowie einem großen Werbe-
stand will sie junge Menschen für den 
Dienst an der Waffe begeistern – sehr zur 
Kritik von Friedensaktivisten: „Eine Ar-
mee gehört nicht auf eine Spielemesse“, 
erklärt Ralf Buchterkirchen von der DFG-
VK: „Die Bundeswehr nutzt die Begeiste-
rung vieler junger Videospieler für Tech-
nik aus, um sie für reale Einsätze und den 
echten Dienst an der Waffe zu ködern“, 
so der DFG-VK-Bundessprecher weiter. 
Auch auf Plakatwerbung im Umfeld der 
Messe wirbt die Armee für sich als Arbeit-
geber. Dabei sei die Armee-Werbung irre-
führend und blende etwa die Einsatzreali-
tät vollkommen aus: „Krieg ist kein Spiel“, 
fasst es Buchterkirchen zusammen. Be-

sonders absurd mute es zudem an, dass 
Rollenspielern, die sich beispielsweise als 
Action-Helden verkleiden, in diesem Jahr 
aus Sicherheitsgründen auf der „games-
com“ erstmals keine Waffennachbildun-
gen tragen dürften, die Armee aber gleich-
zeitig mit zwei Panzern in der Messehalle 
stehen würde: „Die Nachwuchswerbung 
der Bundeswehr wird immer aggressiver“, 
hält DFG-VK-Bundessprecher Buchterkir-
chen fest. Den Träger der „gamescom“ for-
dert Buchterkirchen im Namen der DFG-
VK auf, der Bundeswehr in Zukunft kei-
nen Platz mehr auf der Messe zur Verfü-
gung zu stellen. Zudem müsste auch die 
städtische „Koelnmesse GmbH“ als Veran-
stalter Verantwortung für ihre jungen Be-
sucherinnen und Besucher übernehmen 
und sie nicht dem Einfluss der Arme-Wer-
bung aussetzen. Buchterkirchen fordert 
zudem ein Ende der seit Monaten laufen-
den Bundeswehr-Werbekampagne. Gera-
de die gezielte Werbung von Kindern und 
Jugendlichen für den Dienst an der Waf-
fe sowie der Versuch, junge Menschen ge-
nerell für Militäreinsätze zu begeistern, 
müsse endlich aufhören. An allen Tagen 
der „gamescom“ wird es daher vor dem 
Süd-Eingang der Messe nahe des Bahnhofs 
Köln-Deutz einen antimilitaristischen In-
fostand geben.

Aus der DFG-VK-Pressemitteilung vom 
19. August

Gamescom und Bundeswehr? Das mag 
für den regelmäßigen Besucher der Mes-
se kein Novum sein, den Laien aber über-
rascht dieser Auftritt. In einer Erklärung 
der Bundeswehr heißt es: „Wir treten 
hier personalwerblich auf. Mittlerweile 
ist es nun mal so, dass der Kontakt zu der 
jungen Bevölkerung durch das Aussetz-
ten der Wehrpflicht erschwert worden 
ist. Wir geben hier zukunftsorientierten, 
technikbegeisterten, jungen Erwachse-
nen einen Einblick in die Bundeswehr.“

Die Bundeswehr folgt auf der Games-
com in Köln damit einem bereits mehr-
fach auch hier in der ZivilCourage the-
matisierten Trend – der Werbung von Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen. 
Aber auch vor der Rekrutierung von Min-
derjährigen macht die Bundeswehr nicht 
halt. Lag die Zahl der unter 18-jährigen 
SoldatInnen im Jahr 2011 noch bei 689, 
waren 2015 bereits über sieben Prozent 
des Jahrganges, nämlich 1 515 der 21 092 
neuen SoldatInnen unter 18 Jahre alt.

In einer Expertenanhörung des Bun-
destages sagte Marco Krüger vom Inter-
nationalen Zentrum für Ethik in den Wis-
senschaften der Uni Tübingen zur Re-
krutierung Minderjähriger, dass bereits 
der-Kampagnentitel „Mach, was wirklich 
zählt“ den Soldatenberuf als zentrale und 
sinnstiftende gesellschaftliche Aufgabe 
präsentiere; dadurch würden zivile Be-
rufsfelder implizit abgewertet und mili-
tärische Gewalt als Mittel der Konfliktlö-
sung als Normalfall dargestellt.

Die Argumentation der Bundeswehr 
zum Rekrutierungsalter: Es sei völker-
rechtlich nicht zu bestanden, wenn Ju-
gendliche ab Ihrem 17. Geburtstag ein-
gestellt würden, sofern eine elterliche 
Zustimmung vorläge. Auch wenn diese 
Einschätzung vielleicht zunächst nicht 
falsch ist, so handelt es sich nach inter-
nationalen Standards bei minderjähri-
gen Bundeswehrsoldaten dennoch um 
Kindersoldaten. Ungeachtet der rechtli-
chen Zulässigkeit sollte gerade ein Staat 
wie die Bundesrepublik, dem Außenpo-
litik und internationales Recht in vieler-
lei Hinsicht wichtig ist, als leuchtendes 
Beispiel vorangehen und sich in Sachen 
„Dienst an der Waffe auch ab 17“ nicht in 
eine Reihe mit China, Saudi-Arabien, Pa-
kistan und dem Iran stellen. Eine glaub-
hafte Argumentation gegen Kindersolda-
ten ist sonst praktisch unmöglich. 

Stephan Möhrle

Bundeswehrwerbung  
zwischen Geschicklickeits- 
spielen und Lasertag

„Krieg ist kein  
Kinderspiel“
Bundeswehr-Reklame auf der Spielemesse „Gamescom“ in Köln

Kein Spielzeugpanzer, sondern echtes Kriegsgerät der Bundeswehr auf der Spielmesse in Köln
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Vor drei Jahren, am 21. August 2013, 
wurde im ersten großen Militärge-
richtsprozess der USA gegen einen 

Whistleblower das Strafmaß verkündet. 
Die Anklage richtete sich dabei gegen den 
Obergefreiten Bradley Manning, der erst 
zum Ende des Prozesses öffentlich erklär-
te, künftig sein „wahres Ich als Frau“ leben 
zu wollen. Damit nahm der am 17. Dezem-
ber 1987 in Oklahoma City als Bradley Ed-
ward Manning Geborene seinen Kampf 
für die Wandlung seiner Geschlechtsiden-
tität auf. Seit ein US-Zivilgericht im April 
2014 den Anspruch des politischen Ge-
fangenen auf Anerkennung seiner neuen 
Identität bestätigte, führt er beziehungs-
weise nun ganz offiziell sie den Namen 
Chelsea Elizabeth Manning und konnte in-
zwischen mit einer Hormonbehandlung 
beginnen. 

Als Oberst Denise Lind, Vorsitzen-
de Richterin am US-Militärgericht in Fort 
Meade (Maryland), an jenem 21. August 
das Strafurteil von 35 Jahren Gefängnis 
gegen den ehemaligen Nachrichtenana-
lysten der US-Armee wegen „Spionage“ 
und „Diebstahls von Regierungseigentum“ 
verkündete, war die nach Mannings Ver-
haftung im Mai 2010 immer wieder the-
matisierte Todesstrafe wegen „Hochver-
rats“ kein Thema mehr. Erzkonservative 
Militärs, Politiker und Medien hatten dem 
„Verräter“ wegen der auf der Enthüllungs-
plattform Wikileaks veröffentlichten Do-
kumente über die Kriegsverbrechen der 
USA in Afghanistan und Irak sowie die 
Machenschaften des US-Außenamtes öf-
fentlich den Tod gewünscht. Jedoch hat-
ten die Ankläger des Pentagon die nach 
dem Gesetz mögliche Höchststrafe nach 
Einschätzung der Verteidigung wegen der 
zu erwartenden Proteste nicht beantragt. 
Außerdem ließ das Gericht den dafür not-
wendigen schweren Vorwurf der „Unter-
stützung des Feindes“ nach Anträgen der 
Verteidigung per Beschluss fallen. 

Dem Tod entronnen 

Dennoch ist Chelsea Manning am 5. Juli 
2016 nur knapp dem Tod entronnen. Als 
die Nachricht bekannt wurde, die welt-
weit wegen ihres Mutes geschätzte Whist-
leblowerin habe einen Suizidversuch un-
ternommen, traten Menschenrechts- und 

Solidaritätsgruppen sofort der 
offiziellen Darstellung von ei-
nem „Selbstmordversuch“ ent-
gegen. Wenn Manning sich das 
Leben habe nehmen wollen, 
sei dies Folge „jahrelanger Miss-
handlung im Gefängnis“, hieß 
es in einer gemeinsamen Erklä-
rung der Gruppen „Fight for the 
Future“, „Demand Progress“, 
„RootsAction“ und „Care2“. Die 
Behandlung von Chelsea Man-
ning durch die US-Regierung 
werde „als einer der schänd-
lichsten Machtmissbräuche in 
die Geschichte unserer Nation 
in Erinnerung bleiben“, erklär-
te Evan Greer, Kampagnenlei-
ter der Bürgerrechtsgruppe „Fight for the 
Future“. Jeder, der sich für die Menschen-
rechte einsetze, „sollte sich sofort gegen 
diese Grausamkeit und Ungerechtigkeit 
aussprechen“. 

Die Solidaritätsbewegung reagierte da-
mit vor allem auf das Verhalten der Behör-
den, über das sich Mannings Hauptver-
teidigerin Nancy Hollander in einer Pres-
semitteilung vom 6. Juli „schockiert und 
entsetzt“ zeigte. Ein Sprecher des Militär-
gefängnisses Leavenworth (Kansas) habe 
sich nämlich „mit vertraulichen persön-
lichen Informationen über Chelsea Man-
ning zuerst an die Presse gewandt“. Von 
den verantwortlichen Militärs habe es je-
doch niemand für notwendig erachtet, 
„ihrem Verteidigungsteam auch nur ein 
Fitzelchen Information zukommen zu las-
sen“, so Hollander. Erst mit Verspätung 
habe sie erfahren, dass ihre Mandantin 
„auf die Krankenstation verlegt worden“ 
sei. Ein verabredetes „Telefonat mit Vor-
rangstatus“ sei dann nach Angaben von 
Militärs nicht zustande gekommen, weil 
angeblich im Anwaltsbüro niemand abge-
nommen habe. Die Anwältin bezeichnete 
das als „glatte Lüge“, da ihr Team „die gan-
ze Zeit neben dem Apparat auf den Anruf 
gewartet hatte“. Auch am dritten Tag wur-
de Anwältin Hollander „auf Weisung der 
Ärzte“ immer noch nicht mit ihrer Man-
dantin verbunden, was faktisch einer Kon-
taktsperre gleichkam. 

Erst am 11. Juli, also sechs Tage nach 
den für die Verteidigung immer noch völ-
lig ungeklärten Vorfällen in der Haftan-

stalt, konnten Hollander und ihre Kol-
legen Chase Strangio und Vincent Ward 
endlich mit der Mandantin sprechen. So 
erfuhren sie, dass es Manning lieber gewe-
sen wäre, die „persönlichen Informatio-
nen über ihre medizinische Situation nicht 
an die Öffentlichkeit zu bringen und sich 
auf ihre Genesung zu konzentrieren“, teil-
te Hollander in einer Presseerklärung mit. 
Nachdem ihre Mandantin jedoch Kennt-
nis vom Bruch der Vertraulichkeit durch 
die Behörden erhalten hatte, sei Manning 
klargeworden, dass es erforderlich sei, of-
fen mit der Situation umzugehen. Es soll-
te nicht länger der Gegenseite überlassen 
bleiben, mit der willkürlichen Weitergabe 
bestimmter Informationen die Definitions-
macht über die Situation an sich zu reißen. 

Aus diesem Grund autorisierte Manning 
ihre Anwälte, der Öffentlichkeit mitzutei-
len, sie habe sich in der Vorwoche „ent-
schieden, ihr Leben zu beenden“. Der Ver-
such sei gescheitert. Ihr sei klar, dass vie-
le nun genauer wissen wollten, wie es ihr 
gehe. Sie könne dazu im Moment jedoch 
nur sagen, dass sie „unter strenger Beob-
achtung des Gefängnisses“ stehe und er-
warte, „dass dieser Zustand in den nächs-
ten Wochen auch so bleiben wird“. 

Mittlerweile gaben Verteidigung und 
das Chelsea-Manning-Solidaritätskomitee 
vorsichtig einige zusätzliche Informatio-
nen über die Ereignisse nach dem 5. Juli 
bekannt. Demnach war Manning, als sie 
am Morgen nach ihrem gescheiterten Su-
izidversuch aufwachte, überrascht, aber 
auch erleichtert, dass sie noch lebte. Sie 

Schutz für Whistleblower Chelsea Manning
Manning sitzt in den USA in Isoldationshaft und braucht den Schutz der Öffentlichkeit
Von Jürgen Heiser
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sei sehr bewegt gewesen über die vielen 
Botschaften von Menschen, die besorgt 
um sie waren und ihr helfen wollten, „see-
lischen Schmerz und Hoffnungslosigkeit 
über ihre Situation zu überwinden und 
neuen Mut zu schöpfen“. 

Verweigerte Hilfe 

Die Befehlshaber von Fort Leavenworth 
hatten Manning nach eintägiger Notbe-
handlung in einer zivilen Klinik auf die 
Krankenstation des Militärgefängnisses 
zurückverlegen lassen, isoliert und unter 
„Dauerbeobachtung wegen psychischer 
Probleme“ gestellt. „Allerdings wurde 
ihr dort genau die psychologische Hilfe 
verwehrt, die sie in ihrem mentalen Zu-
stand dringend gebraucht hätte“, betonte 
das Solidaritätskomitee auf seiner Websi-
te. Denn als Manning am 23. Juli endlich 
jemanden von ihrem Unterstützungsnetz-
werk anrufen konnte, hatte sie den für sie 
schon einige Zeit zuständigen Anstaltspsy-
chologen seit mehr als einer Woche nicht 
gesehen, und ihr Zustand hatte sich wie-
der verschlechtert. Im Februar hatte sie 
gegenüber Amnesty International erklärt: 
„Ich habe das Gefühl, die ganze Zeit weg-
geschlossen zu sein, ohne Stimme und 
ohne meine Liebe und Unterstützung Leu-
ten zeigen zu können, die sie brauchen. 
Ich könnte soviel tun, der Gesellschaft so-
viel geben. Ich verbringe jeden Tag damit, 
Hoffnung zu schöpfen, dass ich das eines 
Tages tun kann.“ 

Anfang Juli verließ die Gefangene of-
fensichtlich die Kraft, auf diesen Tag zu 
hoffen. Just in diesen Tagen war auch der 
Psychologe, mit dem sie schon eine Weile 
intensive Gespräche über ihre Gefühlsla-
ge geführt hatte, mehrere Tage nicht im 
Dienst. Manning am Telefon zu der Per-
son aus dem Unterstützungsnetzwerk: 
„Ich brauche Hilfe, aber ich bekomme sie 
nicht.“ 

Statt dessen wurde Manning am 28. Juli 
früh morgens schroff durch einen Wärter 
aus dem Schlaf gerissen, der ihr ein amt-
liches Schreiben übergab. Absender war 
der „Ermittlungsbeamte der Militärpoli-
zei“. Ohne nähere Begründung informier-
te er die „Gefangene Nr. 89289 Manning, 
Chelsea“ darüber, gegen sie werde „wegen 
Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte, 
Besitzes verbotener Habe und Einnahme 
einer bedrohlichen Gebärde“ ermittelt. 
Die Vorwürfe konnten sich nur auf den Su-
izidversuch beziehen, aber Manning war 
bewusstlos aufgefunden worden, wie soll 
sie Widerstand geleistet haben? Später be-
richtete sie ihrer Anwältin, sie habe nach 
Vorwarnungen von Wärtern schon be-
fürchtet, eine neue Anklage zu erhalten. 

Allerdings nicht so schnell und vor allem 
nicht zu diesem kritischen Zeitpunkt. 

Zusätzlich zu dieser nervenaufreiben-
den Nachricht wurde Manning mitgeteilt, 
ihr Psychologe sei „wenigstens eine wei-
tere Woche nicht im Dienst“. So blieb sie 
allein in ihrer Beobachtungszelle und völ-
lig auf sich zurückgeworfen mit diesen 
schweren Beschuldigungen zurück, die in 
der Konsequenz zu fortwährender Isolie-
rung führen könnten. Für Manning gerade 
in dieser Situation eine Horrorvorstellung, 
denn was Isolationshaft mit Menschen 
macht, hatte sie nach ihrer Verhaftung im 
Mai 2010 neun Monate lang erfahren und 
durchleben müssen. 

Tatbestand der Folter 

Die Auseinandersetzung über diese Phase 
strenger Isolationshaft hatte auch in ihrem 
Gerichtsverfahren breiten Raum einge-
nommen. Letztlich hatte sich diese Zeit so-
gar im Strafurteil niedergeschlagen. Denn 
nach Verkündung der Gesamtstrafe von 
35 Jahren Gefängnis gab Richterin Lind 
bekannt, die dreieinhalbjährige Untersu-
chungshaft werde mit insgesamt 1 294 Ta-
gen angerechnet, darin eingeschlossen 
eine weitere Reduzierung um 112 Tage 
als „Wiedergutmachung“ für die zu Be-
ginn der Haft erlittene neunmonatige Iso-
lierung im Gefängnis der US-Marinebasis 
Quantico (Virginia). Diese Strafreduzie-
rung sei zu gewähren, so Lind, da Man-
ning in dieser Zeit „tatsächlich zeitwei-
se rechtswidrig vor dem Prozess bestraft 
wurde“. Die Haftbedingungen seien „rigo-
roser als notwendig“ und „zu exzessiv im 
Verhältnis zu den legitimen Sicherheitsin-
teressen des Staates“ gewesen. 

Die sogenannte Wiedergutmachung 
war zum einen eine Reaktion auf die Kri-
tik, die von außen an Mannings Isolierung 
geübt wurde. So hatte Juan Méndez, der 
UN-Sonderberichterstatter für Folter, dem 
das Pentagon ein vertrauliches Gespräch 
mit Manning immer wieder verweigert 
hatte, im März 2012 in Genf das Ergebnis 
seiner vierzehnmonatigen Untersuchun-
gen in seinem turnusmäßigen Bericht an 
die Vollversammlung der Vereinten Natio-
nen erwähnt. Er war zu dem Schluss ge-
kommen, dass „die Verhängung von ver-
schärften Strafhaftbedingungen gegen je-
manden, der keines Verbrechens schuldig 
gesprochen wurde, einen Verstoß gegen 
sein Recht auf körperliche und geistige 
Unversehrtheit und gegen den Grundsatz 
der Unschuldsvermutung“ darstelle. Ge-
genüber dem britischen Guardian nannte 
Méndez die gegen Manning verfügte Isola-
tionshaft damals „eine zumindest grausa-
me, unmenschliche und erniedrigende Be-

handlung und damit einen Verstoß gegen 
Artikel 16 der Antifolterkonvention“. 

Auch Amnesty International und 
US-Kongressabgeordneten wie Denis Ku-
cinich von der Demokratischen Partei hat-
te die Obama-Regierung seit 2011 vertrau-
liche Gespräche mit Manning verwehrt. 
Selbst dann noch, als Manning infolge des 
Drucks internationaler Proteste im April 
2011 von der Marinebasis Quantico in das 
Militärgefängnis Fort Leavenworth in Kan-
sas verlegt wurde, wo die Haftbedingun-
gen etwas gelockert wurden. 

Hinter der Verweigerung unüberwach-
ter Gespräche sah das Manning-Solidari-
tätsnetzwerk die Befürchtung offizieller 
Stellen, Mannings Behandlung könnte als 
Verstoß gegen UN-Konventionen und da-
mit auch gegen die US-Verfassung und das 
Militärgesetz gewertet werden. Seine Iso-
lierung in der Untersuchungshaft und sei-
ne mediale Vorverurteilung als „Hochver-
räter“ stellten nach Meinung von Rechts-
experten eine Bestrafung ohne Prozess 
und damit einen klaren Rechtsverstoß der 
USA dar. Mannings Prozessanwalt David 
Coombs begründete damit mehrere Anträ-
ge, das Verfahren gegen Manning „wegen 
eines dauernden Prozesshindernisses so-
fort einzustellen“. 

Den Gefangenen brechen 

Natürlich kam es nicht zu einer solchen 
Wende. Die harte Linie gegenüber Man-
ning sei darauf ausgelegt, so Coombs, sei-
nen Mandanten unter Druck zu setzen und 
zu Aussagen zu bewegen, die sich gegen 
den Gründer der Enthüllungsplattform Wi-
kileaks, Julian Assange, verwenden ließen. 
Das Pentagon versuchte im Prozess da-
mals den Eindruck zu vermitteln, Manning 
sei ein „Werkzeug“ von Assange. Der wies 
diese Vorwürfe zwar immer wieder als po-
litisch motiviert zurück, dennoch forder-
ten rechtskonservative Medien und Politi-
ker in den USA unentwegt, der Australier 
müsse an die USA ausgeliefert und dort vor 
Gericht gestellt werden. Mit einem in der 
Isolationshaft gebrochenen Manning als 
„Kronzeugen“ und einem an die USA von 
Britannien oder Schweden ausgelieferten 
Assange wäre das den US-Behörden we-
sentlich leichter gefallen. Zu beidem kam 
es nicht, weil Assange im Juni 2012 in der 
Botschaft Ecuadors um politisches Asyl er-
suchte. Und Manning ließ sich auch in der 
Isolationshaft weder brechen noch zum 
Werkzeug des Pentagon machen. 

Dass dies ein harter Kampf für Man-
ning war, bestätigte im Prozess auch die in 
langen Zeugenaussagen vorgetragene in-
terne Kritik von Ärzten des Militärgefäng-
nisses Quantico, die durchaus mit den Be-
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wertungen des UN-Sonderermittlers Mén-
dez korrespondierte. So hatte unter ande-
rem Hauptmann Kevin Moore im Zeugen-
stand zu den Haftbedingungen ausgesagt, 
Mannings Isolierung sei „schlimmer gewe-
sen als im Todestrakt“. Er könne das beur-
teilen, sagte Moore in seiner Eigenschaft 
als Psychiater der US-Marine, denn er habe 
zu Beginn seiner Berufslaufbahn „lange 
genug im Todestrakt gearbeitet“. 

Moore und sein Kollege, Hauptmann 
William Hoctor, sagten übereinstimmend 
aus, die Leitung des Militärgefängnisses 
von Quantico habe ihre Empfehlungen ig-
noriert, die über Manning neun Monate 
lang verhängte Sonderbehandlung auszu-
setzen. Hoctor erläuterte im Zeugenstand, 
er habe beispielsweise gewarnt, dass die 
strenge Isolierung und der nächtliche Ent-
zug der Kleidung den Häftling unter per-
manenten Stress gesetzt hätten. Manning 
sei „in keiner Weise depressiv oder eine 
Gefahr für sich“ gewesen. Deshalb habe 
Hoctor gegenüber den für die Haft zustän-
digen Offizieren dringend dazu geraten, 
die Sonderbehandlung zu beenden und 
Manning den Umgang mit anderen Gefan-
genen und körperliche Bewegung außer-
halb der Zelle zu genehmigen. 

Hoctor hatte das in seinen wöchentli-
chen Berichten über Mannings Gesund-
heitszustand immer wieder vorgebracht, 
jedoch habe die militärische Führung dar-
auf monatelang nicht reagiert. Oberst Ro-
bert Oltman, damals für die Sicherheit zu-
ständiger Bataillonskommandeur in Quan-
tico, habe ihm gesagt: „Wir machen, was 
wir für richtig halten“, und ihm befohlen, 
weiter seine Berichte zu schreiben. Er sei 
„seit langem nicht mehr derart verärgert 
gewesen“, so Hoctor, weil ein Bataillons-
kommandeur seinen fachlichen Rat so of-
fen ausschlug und erklärte, die Isolierung 
„auf unbestimmte Zeit“ beibehalten zu 
wollen. Ob das Risiko, Mannings Gesund-

heit zu gefährden, von den Verantwortli-
chen bewusst in Kauf genommen worden 
sei, hatte Anwalt Coombs den Zeugen wei-
ter gefragt. Hoctor hatte das bejaht und 
erklärt, die Haftbedingungen hätten zu 
„unbeabsichtigten Konsequenzen“ füh-
ren können, da „jeder seine Grenzen hat“, 
auch wenn Manning „stabil“ gewesen sei. 

Der Kommandeur des Marinestütz-
punkts, Oberst Daniel Choike, hatte zuvor 
im Prozess ausgesagt, man habe unabhän-
gige Analysen der Haftbedingungen Man-
nings „ausschließen oder hinauszögern“ 
wollen. Das sollte verhindern, dass die 
Verteidigung solche Berichte in der Presse 
„ausschlachtet“. Überraschend offen hat-
te Choike sich auch über die Rolle des Ge-
neralleutnants George Flynn ausgelassen, 
der vom Pentagon aus die Haftbedingun-
gen Mannings festlegte. Flynn sei es pri-
mär darum gegangen, schon vor der Pres-
se über alle Veränderungen an Mannings 
Haftsituation informiert zu werden und 
die Berichterstattung zu kontrollieren, so 
Choike. 

Die militärische Laufbahn des seit 2013 
im Ruhestand befindlichen George Flynn 
belegt, dass er nicht zufällig zum Herrn 
über die Haftbedingungen Mannings er-
nannt worden sein kann. Flynn gehör-
te zur obersten Führung des US-Marine-
korps, unter US-Präsident George W. Bus-
hs war er Stabschef des U. S. Special Ope-
rations Command (US-Socom), des Kom-
mandos über alle US-Spezial einheiten der 
Teilstreitkräfte. Unter Bushs Nachfolger 
Barack Obama wurde Flynn 2008 Vize-
general des multinationalen Korps in Irak 
und leitete ab 2011 die Abteilung des Ver-
einigten Generalstabs, die Operationen 
mit den Geheimdiensten koordinierte. 
Das alles ließ sich anhand der Dokumen-
te nachvollziehen, die Manning 2010 an 
Wikileaks weitergereicht hatte. General-
leutnant Flynn gehörte also nicht nur zu 
den höchsten Vorgesetzten Mannings im 
Generalstab des Pentagon, sondern war 
selbst direkt betroffen vom Handeln des 
Whistleblowers, den die Militärführung 
als „Verräter“ und „Feind“ ansieht, zumin-
dest aber als „Unterstützer des Feindes“. 

Nachahmer abschrecken 

Vor dem Hintergrund der Funktion Flynns 
im US-Militärapparat hatte der Anwalt und 
Bürgerrechtler Kevin Zeese vom Solidari-
tätsnetzwerk im September 2012 erklärt, 
die Tatsache, dass ausgerechnet der Offi-
zier, der so eng mit Geheimdiensten ko-
operierte, die Befehle für Mannings Haft-
bedingungen erteile, werfe „drängende 
Fragen über den Zweck dieser Misshand-
lungen in der Haft auf“. 

Auch Zeese äußerte damals auf der Web-
site des Unterstützungsnetzwerks die Ver-
mutung, Manning sei „gefoltert worden, 
um ihn zu brechen, damit er sich schul-
dig bekennt und als Kronzeuge gegen Ju-
lian Assange einsetzbar wäre“. Mit den Er-
mittlungsergebnissen von Mannings Ver-
teidiger David Coombs, dass nicht etwa 
der Kommandeur des Militärgefängnisses, 
sondern „ein ,Dreisternegeneral‘ des Pen-
tagon die Entscheidungen über die Haft-
bedingungen traf“, hätten diese Einschät-
zungen „größere Glaubwürdigkeit erhal-
ten“. Coombs hatte die Hinweise auf Flynn 
dem E-Mail-Verkehr in Quantico entnom-
men, den die Staatsanwälte des Pentagon 
der Verteidigung zunächst vorenthalten 
hatten, der nach Insistieren von Coombs 
aber als Beweismittel zu den Akten gege-
ben werden musste. 

Durch die beharrliche Arbeit der Ver-
teidigung und den öffentlichen Druck, 
den die internationale Solidaritätsbewe-
gung erzeugte, war es weder Generalleut-
nant Flynn noch seinen Handlangern ge-
lungen, Manning in der Isolationshaft zu 
brechen oder umzudrehen. Die Ankläger 
hatten sich auch nicht mit den von ihnen 
beantragten 60 Jahren Gefängnis durch-
setzen können, die einer lebenslangen 
Haft gleichgekommen wären. Dennoch 
wurde an dem damals 25jährigen Whist-
leblower mit der Verurteilung zu 35 Jahren 
Haft ein Exempel statuiert, das ihn sein Le-
ben kosten könnte, wie sich jetzt gezeigt 
hat. Wer es wagt, Kriegsverbrechen der 
USA öffentlich zu machen, „die per defini-
tionem niemals bestraft werden“, der wird 
„durch die Hölle gehen“, wie es der Blog-
ger Pepe Escobar im Internet ausdrück-
te. Escobar sprach schon 2013 davon, mit 
der jahrzehntelangen Haft werde Manning 
„gelyncht“. 

Denen, die Manning in ihrer jetzigen Si-
tuation notwendige Hilfe versagen, geht 
es offensichtlich darum, den „gebroche-
nen“ Menschen vorzuführen, wie der per-
fide Umgang des US-Militärs mit den Infor-
mationen über den Suizidversuch deutlich 
gemacht hat. „Seht her, so enden Whist-
leblower“: isoliert in einer Psycho-Beob-
achtungszelle wie Manning, jahrelang sei-
ner Freizügigkeit beraubt wie Assange in 
der Botschaft Ecuadors in London oder 
ebenso zu politischem Asyl gezwungen 
wie der NSA-Enthüller Edward Snowden. 
Es gibt nur ein Ziel: weitere Militärs, Ge-
heimdienstler oder sonstige Staatsbediens-
tete davon abzuschrecken, dem mutigen 
Beispiel dieser Whistleblower zu folgen. 
Vor diesem Hintergrund und der Tatsache, 
dass unter der Regierung Obama Whist-
leblower so zahlreich und gnadenlos ver-
folgt wurden wie nie zuvor, kann es nur „Free Bradley Manning“ in der ZC 5/2012
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als klug und konsequent bezeichnet wer-
den, wenn sich Assange, Snowden und 
noch unbekannte Whistleblower davor 
hüten, sich den US-Behörden auszuliefern. 

Aufruf zur Solidarität 

Gleichzeitig darf die Solidarität mit den 
Angegriffenen nicht nachlassen. Die inter-
nationale Solidarität mit Chelsea Manning 
war sehr stark, solange der Prozess Auf-
merksamkeit erzeugte, flaute aber danach 
wieder ab. Das haben jetzt auch die begrif-
fen, die sich erneut aktiv und schützend 
um Manning scharen und am 10. August 
dem US-Verteidigungsministerium eine 
Petition mit mehr als 115 000 Unterschrif-
ten übergaben. Darin wird gefordert, Man-
ning nicht wegen ihres Suizidversuchs zu 
bestrafen, sie schon gar nicht weiter zu 
isolieren (siehe www.fightforthefuture.
org). 

Daniel Ellsberg, der frühere Whistleb-
lower, der 1971 die Pentagon Papers über 
den Vietnamkrieg enthüllte, sagte laut 
dem britischen Guardian, die neuen An-
klagepunkte gegen Manning seien wohl 
„darauf ausgelegt, sie als Menschen zu 
brechen“. Die Vorwürfe seien „sadistisch 
und abscheulich“, und ihre ganze Behand-
lung in der Militärhaft empöre ihn. Ells-
berg und andere Unterstützer sprachen 
anlässlich der Übergabe der Petition mit 
Reportern darüber, dass sie für Manning 
auch eine „angemessene Behandlung nach 
ihrem Suizidversuch und bei ihrer Ge-
schlechtsumwandlung“ fordern. Anwalt 
Chase Strangio von der American Civil Li-
berties Union erklärte, seine Mandantin 
erwarte zunächst eine disziplinarische 
Anhörung, bei der sie jedoch nicht an-
waltlich vertreten werden dürfe. Die Vor-
stellung, dass der Staat sie dafür bestrafen 
könnte, einen Suizidversuch überlebt zu 
haben, nannte Strangio „völlig unerträg-
lich und ungeheuerlich“. Der Staat schei-
ne alles in seiner Macht Stehende zu tun, 
Mannings „physischen und mentalen Zu-
stand zu verschlimmern“. 

Ellsberg brachte seine persönliche Be-
wunderung für Manning zum Ausdruck. 
Es gebe sicher Unterschiede, was die da-
malige und die heutige Situation betref-
fe, „aber es gibt keinen wesentlichen Un-
terschied zwischen dem, wie sie und ich 
gehandelt haben“. Er würde gern „mehr 
Chelsea Mannings“ sehen, fügte Ellsberg 
hinzu, „aber offensichtlich will die Regie-
rung genau das Gegenteil“. 

Dieser Artikel erschien am 23. August in 
der Tageszeitung junge Welt. Wir danken 
für die Erlaubnis zum Nachdruck.

Antimilitarismus
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Die Waffen nieder!!!
Kooperation statt NATO-Konfrontation, 
Abrüstung statt Sozialabbau

Die aktuellen Kriege und die militäri-
sche Konfrontation gegen Russland trei-
ben uns auf die Straße.

Deutschland befindet sich im Krieg 
fast überall auf der Welt. Die Bundesre-
gierung betreibt eine Politik der drasti-
schen Aufrüstung. Deutsche Konzerne 
exportieren Waffen in alle Welt. Das Ge-
schäft mit dem Tod blüht.

Dieser Politik leisten wir Widerstand. 
Die Menschen in unserem Land wollen 
keine Kriege und Aufrüstung – sie wol-
len Frieden.

Die Politik muss dem Rechnung tra-
gen. Wir akzeptieren nicht, dass Krieg 
immer alltäglicher wird und Deutsch-
land einen wachsenden Beitrag dazu leis-
tet: in Afghanistan, Irak, Libyen, Syrien, 
Jemen, Mali. Der Krieg in der Ukraine ist 
nicht gestoppt. Immer geht es letztlich 
um Macht, Märkte und Rohstoffe. Stets 
sind die USA, NATO-Mitgliedstaaten und 
deren Verbündete beteiligt, fast immer 
auch direkt oder indirekt die Bundesre-
publik.

Krieg ist Terror. Er bringt millionen-
fachen Tod, Verwüstung und Chaos. Mil-
lionen von Menschen müssen fliehen. 
Geflüchtete brauchen unsere Unterstüt-
zung und Schutz vor rassistischen und 
nationalistischen Übergriffen. Wir ver-
teidigen das Menschenrecht auf Asyl. Da-
mit Menschen nicht fliehen müssen, for-
dern wir von der Bundesregierung, jegli-
che militärische Einmischung in Krisen-
gebiete einzustellen.

Die Bundesregierung muss an politi-
schen Lösungen mitwirken, zivile Kon-
fliktbearbeitung fördern und wirtschaft-
liche Hilfe für den Wiederaufbau der zer-
störten Länder leisten.

Die Menschen brauchen weltweit Ge-
rechtigkeit. Deshalb lehnen wir neolibe-
rale Freihandelszonen wie TTIP, CETA, 
ökologischen Raubbau und die Vernich-
tung von Lebensgrundlagen ab.

Deutsche Waffenlieferungen heizen 
die Konflikte an. Weltweit werden täg-
lich 4,66 Milliarden Dollar für Rüstung 
verpulvert. Die Bundesregierung strebt 

an, in den kommenden acht Jahren ihre 
jährlichen Rüstungsausgaben von 35 auf 
60 Milliarden Euro zu erhöhen. Statt die 
Bundeswehr für weltweite Einsätze auf-
zurüsten, fordern wir, unsere Steuergel-
der für soziale Aufgaben einzusetzen.

Das Verhältnis von Deutschland und 
Russland war seit 1990 noch nie so 
schlecht wie heute. Die NATO hat ihr al-
tes Feindbild wiederbelebt, schiebt ihren 
politischen Einfluss und ihren Militärap-
parat durch Stationierung schneller Ein-
greiftruppen, Militärmanöver, dem so-
genannten Raketenabwehrschirm – be-
gleitet von verbaler Aufrüstung – an die 
Grenzen Russlands vor. Das ist ein Bruch 
der Zusagen zur deutschen Einigung. 
Russland antwortet mit politischen und 
militärischen Maßnahmen. Dieser Teu-
felskreis muss durchbrochen werden. 
Nicht zuletzt steigert die Modernisierung 
genannte Aufrüstung der US-Atomwaf-
fen die Gefahr einer militärischen Kon-
frontation bis hin zu einem Atomkrieg.

Sicherheit in Europa gibt es nur MIT 
und nicht GEGEN Russland.

Wir verlangen von der Bundesregie-
rung:

- den Abzug der Bundeswehr aus allen 
Auslandseinsätzen

- die drastische Reduzierung des Rüs-
tungsetats

- den Stopp der Rüstungsexporte
- die Ächtung von Kampfdrohnen
- keine Beteiligung an NATO-Manö-

vern und Truppenstationierungen ent-
lang der Westgrenze Russlands.

 
Wir sagen Nein zu Atomwaffen, Krieg 
und Militärinterventionen.

Wir fordern ein Ende der Militarisie-
rung der EU. Wir wollen Dialog, weltwei-
te Abrüstung, friedliche zivile Konfliktlö-
sungen und ein auf Ausgleich basieren-
des System gemeinsamer Sicherheit.

Für diese Friedenspolitik setzen wir 
uns ein.

Wir rufen auf zur bundesweiten De-
monstration am 8.10.2016 in Berlin.

Die Veranstalter_innen: Bundesaus-
schuss Friedensratschlag; Kooperation 
für den Frieden; Berliner Friedenskoor-
dination

Der umstrittene und von der DFG-VK nicht unterstützte  
Aufruf für die Demonstration am 8. Oktober in Berlin

Bundesweite Friedensdemo ohne die DFG-VK
DFG-VK-BundessprecherInnenkreis kritisiert einseitigen und unkonkreten Demonstrationsaufruf

Unter dem von der DFG-Gründerin 
Bertha von Suttner übernomme-
nen Motto „Die Waffen nieder!“ 

hatten der Bundesausschuss Friedens-
ratschlag, die Kooperation für den Frieden 
und die Berliner Friedenskoordination zu 
einer bundesweiten Demonstration am 8. 
Oktober in Berlin aufgerufen. ... und der 
DFG-VK-Bundesverband hat diesen Aufruf 
nicht unterstützt, also ihn weder unter-
schrieben, noch seine Gruppen und Mit-
glieder zur Demo mobilisiert. Das ist erklä-
rungsbedürftig.

Wir veröffentlichenim Kasten links den 
Aufruf, der die Ausgansglage aus Sicht der 
VeranstalterInnen friedenspolitisch analy-
siert und mit Forderungen an die Bundes-
rgierung endet.

Dass diese Demonstration am 8. Ok-
tober veranstaltet werden sollte, war seit 
mehreren Monaten bekannt, auch bei der 
Sitzung des DFG-VK-Bundesausschusses, 
des höchsten Gremiums zwischen den 
Bundeskongressen, am 2./3. Juli. Im Proto-
koll dieser Sitzung heißt es, dass über die-
se „bundesweite zentrale Demonstration 
in Berlin“ diskutiert wurde und die Debat-
te darüber kontrovers war: „Es wird festge-
stellt, dass es zwar bereits einen Entwurf 
zu einem Aufruf zu dieser Demonstration 
gibt, jedoch noch keinen offiziellen Auf-
ruf, so dass die DFG-VK noch nicht be-
schließen kann, ob sie einen entsprechen-
den Aufruf unterstützt. Viel zu vieles un-
klar als dass wir derzeit Partner der Demo 
sein sollten. Starke Kritik am intransparen-
ten Vorgehen der beteiligten Verantwort-
lichen.“ Gefasst wurde dann dieser Be-
schluss: „Der Bundesausschuss hält eine 
kritische Begleitung der Demonstration 
am 8. Oktober 2016 für angemessen und 
delegiert die Entscheidung zur Unterstüt-
zung an den BundessprecherInnenkreis. 
Der BSK informiert die BA-Delegierten-
über den Aufruf, sobald dieser vorliegt.“

Nachdem der Text des Ausrufs dann 
vorlag, diskutierte der Bundesspreche-
rInnenkreis ausführlich und kam zur Ent-
scheidung, nicht zu der Demonstration 
aufzurufen. Eine Begründung dafür ver-
fasste Michael Schulze von Glaßer als stell-
vertretender politischer Geschäftsführer 
und fasste die Kritik des Vorstandsgremi-
ums in vier Punkten zusammen (siehe Kas- 
ten auf der rechten Seite).

Entsprechend der bereits Ende letz-
ten Jahres festgelegten Planung findet die 
nächste Sitzung des Bundesausschusses in 
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Erklärung des DFG-VK-BundessprecherInnenkreises 

Der BundesprecherInnenkreis und ich 
als stellvertretender politischer Ge-
schäftsführer haben am 21. Juli über den 
Aufruf zur Demonstration am 8. Oktober 
in Berlin kontrovers diskutiert, um – wie 
bei der Sitzung des Bundesausschusses 
am 3. Juli beschlossen – zu entscheiden, 
ob der DFG-VK-Bundesverband ihn un-
terstützt oder nicht.

Die größte Kritik am Aufruf ist, dass, 
nachdem in aller Ausführlichkeit und zu 
Recht (!) die aggressive Politik der NATO 
beschrieben wird, es zu Russland nur 
kurz heißt: „Russland antwortet mit poli-
tischen und militärischen Maßnahmen.“ 
Das ist schwach und für eine Organisati-
on wie unsere, die Frieden weltweit will 
und sich gegen jedes Militär und jeden 
Imperialismus wendet, zu kurz gefasst:
1. Von den Fakten her: Russland reagiert 
nicht nur mit irgendwelchen nicht wei-
ter erwähnenswerten Maßnahmen. Die 
Nato-Expansion, Nato-und-EU- sowie 
rechte Kräfte innerhalb des Landes ha-
ben in Russland schon seit Jahren Nati-
onalismus, Imperialismus, Militarismus, 
geopolitisch begründete Ansprüche 
und Autoritarismus verstärkt und ana-
log zum Feindbild „Russland“ im Westen 
das Feindbild „Westen“ in Russland wie-
derbelebt. Hinzu kommt, dass die russi-
sche Regierung mit rechtspopulistischen 
und faschistischen Kräften in Westeuro-
pa zusammenarbeitet. Russland hat auf 
die westliche Vereinnahmung der Uk-
raine mit der - wie auch immer zu be-
nennenden - Eingliederung der Krim, 
mit einem mehr oder weniger verdeck-
ten Krieg in der Ost-Ukraine und diver-
sen Drohungen gegenüber der Unabhän-
gigkeit und der territorialen Integrität 
von Nachbarländern geantwortet. Diese 
wesentlichen Fakten, die für viele Men-
schen ein Grund zur Sorge sind (mindes-
tens in dem Maße wie das westliche Sä-
belrasseln), kommen im Aufruf nicht vor.
2. Es entsteht der Eindruck (wieder ein-
mal), dass die Friedensbewegung auf der 
Seite der russischen Regierung steht. 
Wenn die Friedensbewegung über eine 
bestimmte Nato-kritische politische Sze-
ne hinaus glaubwürdig wirken will, darf 
sie nicht pro-russisch wirken! Selbstver-
ständlich ist es Hauptaufgabe der west-
lichen Friedensbewegung, den westli-
chen Militarismus und Imperialismus zu 
bekämpfen und zu bremsen. Aber dazu 
ist Glaubwürdigkeit nötig. Die Friedens-
bewegung muss jeden Militarismus und 

Imperialismus ablehnen, auch den russi-
schen!
3. Die im Aufruf richtig konstatierte „Ge-
fahr einer militärischen Konfrontation 
bis hin zu einem Atomkrieg“ wird sehr 
schlecht belegt. Der Aufruf erweckt den 
Eindruck, dass der Westen bisher unge-
straft aufrüsten und expandieren konn-
te. Warum könnte es dann nicht einfach 
so weitergehen, wenn von russischer Sei-
te bisher offenbar nur einige nicht wei-
ter erwähnenswerte Maßnahmen kamen 
und offenbar auch sonst nichts Erwäh-
nenswertes zu erwarten ist? Das klingt 
nicht nach Eskalationsgefahr und dem 
erwähnten „Teufelskreis“. Genau die-
se Gefahr sollte ein solcher Aufruf aber 
plausibel und überzeugend darstellen.
4. Der Aufruf ist in vielen Punkten un-
konkret und vermengt Sachverhalte: Die 
Nato bricht mit ihrer neuen, „rotieren-
den“ Truppenstationierung eindeutig 
ein bestehendes Rüstungsbegrenzungs-
abkommen. Zudem haben die USA 2001 
den ABM-Vertrag gekündigt und später 
in aggressiver Weise Raketen stationiert. 
Durch das EU-Assoziierungsabkommen 
hat der Westen wiederum dazu beigetra-
gen, dass in der Ukraine verfassungswid-
rig eine pro-westliche Regierung an die 
Macht kam, obwohl ein beträchtlicher 
Teil der Bevölkerung eine solch einsei-
tige Westbindung zulasten der Bindun-
gen an Russland ablehnt und ein Kon-
flikt mit Russland unvermeidlich war. 
Diese drei Punkte könnten und sollten 
konkret angeprangert werden. Stattdes-
sen wird auf die ziemlich nebulösen Ver-
sprechungen und Erwartungen aus der 
Zeit der Aushandlung der deutschen Ver-
einigung verwiesen, über die es höchst 
widersprüchliche Aussagen der Beteilig-
ten gibt und die nirgendwo vertraglich 
fixiert wurden.

Aus diesen Gründen hat der BSK be-
schlossen, dass der DFG-VK-Bundesver-
band den vorliegenden Aufruf nicht un-
terstützt. Hätte der Aufruf in diesem Sin-
ne (s.o.) gelautet, hätte der BSK anders 
entschieden. Allerdings haben die Ver-
fasser-Organisationen bereits mitgeteilt, 
dass der Aufruf nicht mehr zu verändern 
ist.

Der BSK empfiehlt auch den Gruppen 
und Landesverbänden, den Aufruf nicht 
zu unterschreiben. 

Michael Schulze von Glaßer (stellvertre-
tender politischer Geschäftsführer) für 
den BundesspreInnenkreis der DFG-VK

Kassel am selben Wochenende statt wie 
die Demo in Berlin. Da niemand einen An-
trag auf eine Terminveränderung stellte, 
blieb und bleibt es bei dieser Planung, so 
dass die gewählten Mitglieder des Bundes-
sprecherInnenkreises und die Delegierten 
aus den Landesverbänden bei der Sitzung 
in Kassel sein dürften.

Laut der Homepage www.friedensde- 
mo.org haben (Stand: 26. September) 
183 „Initiativen/Organisationen“ den Auf-
ruf unterschrieben, darunter – trotz der 
Empfehlung des BSK – auch acht DFG-VK-
Gruppen und zwei -Landesverbände.

Bemerkenswert erscheint, dass eini-
ge Organisationen wie beispielsweise der 
Versöhnungsbund oder Ohne Rüstung Le-
ben, mit denen die DFG-VK seit vielen Jah-
ren eng zusammenarbeitet (z.B. mit ORL 
bei der „Aktion Aufschrei – Stoppt den 
Waffenhandel!“) ebenfalls nicht unter-
schrieben haben. Pax Christi, ebenfalls 
wichtiger Bündnispartner bei der „Aktion 
Aufschrei“ wird in der veröffentlichten Lis- 
te kommentarlos als Unterstützer aufge-
führt, obwohl der Pax-Christi-Bundesvor-
stand ausdrücklich lediglich die Forde-
rungen unterstützt, den Aufruf selbst aber 
nicht unterschrieben hat.

Nach dieser Vorgeschichte und den 
Begleitumständen scheint es angebracht, 
dass sich sie DFG-VK auf allen Ebenen in-
tensiv mit der Frage ihrer zukünftigen 
Bündnisarbeit beschäftigt und klare Kri-
terien entwickelt, mit wem sie in welcher 
Form und unter welchen Voraussetzungen  
künftig zusammenarbeiten will.

Stefan Philipp
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„Geld stinkt nicht –  
doch, bei der Bundeswehr-Reklame 
wird aus Scheiße stinkendes Geld“

Liebe taz-Menschen,
vor mir liegt die Abobestätigung vom 20.10.1992. In dem Schrei-
ben heißt es: „Sollte Sie bei Ihrer Lektüre einmal heiliger Zorn, 
blinde Wut oder schieres Entsetzen packen, möchte ich Sie um 
folgendes bitten: Rufen Sie an oder schreiben Sie uns ... nur be-
stellen Sie die taz nicht gleich ab.“
Nun, wie viele andere aus der Deutschen Friedensgesellschaft 
habe ich mich mit euch im letzten Herbst über die Anzeigen der 
Bundeswehr in der taz auseinandergesetzt, konstruktiv ausein-
andergesetzt, denke ich. Ergebnis: im Sommer 2016 waren schon 
wieder BuWe-Anzeigen zu sehen. Daraus schließe ich, dass für 
euch BuWe-Anzeigen wichtiger sind als treue LeserInnen.
Also: 1. Das Abo kündige ich mit sofortiger Wirkung. Ihr über-
weist den überzahlten Betrag auf mein Konto.
2. Ich trete mit sofortiger Wirkung aus der taz-Genossenschaft 
aus. Meine Genossenschaftseinlage wird ebenfalls auf mein  
Konto überwiesen.
Schöne Grüße  
Ernst Rattinger, Offenburg
PS: Solltet ihr einmal zu dem Ergebnis kommen, keine BuWe- 
Anzeigen mehr zu veröffentlichen, dann meldet euch; die taz 
würde ich sofort wieder abonnieren.

Liebe taz,
mein erstes taz-Abo war 1986 ein (für mich kostenloses) Knast-
Abo, als ich wegen Kriegsdienstverweigerung ein halbes Jahr ins 
Gefängnis musste. An meiner Einstellung, dass ich jeden Krieg 
für ein Verbrechen halte und deshalb für Gewaltfreiheit und die 
Abschaffung des Militärs eintrete, hat sich nichts geändert.
Als Pazifist war die taz für mich über die Jahrzehnte immer ein 
wichtiges Informationsmedium, durch mein digitales Abo habe 
ich sie immer und überall dabei.
Damit ist nun leider Schluss: Ich kündige das Abo wegen Eurer 
wiederholten Veröffentlichung von Werbeanzeigen der Bundes-
wehr (erst im November 2015 und nun im August). Natürlich 
weiß ich: Ohne Anzeigen würde es die taz nicht geben. Deswe-
gen finde ich es grundsätzlich auch in Ordnung, wenn Ihr Platz 
in der Zeitung für Werbung verkauft. Aber „Werben fürs Ster-
ben“, das geht gar nicht.
Im Zusammenhang mit der Einführung einer Latrinensteuer 
durch den römischen Kaiser Vespasian ist der Satz überliefert: 
„Pecunia non olet“, Geld stinkt nicht. Doch, bei der Bundes-
wehr-Reklame wird aus Scheiße Geld. Das stinkt – mir so, dass 
ich auf ein taz-Abo so lange verzichte, bis Ihr verbindlich erklärt, 
keine Werbeanzeigen der Bundeswehr mehr zu veröffentlichen. 
Schreibt mir, wenn Ihr das macht, und ich abonniere sofort wie-
der.
Stefan Philipp, Winnenden

Aus der Antwort der Abo-Abteilung vom 6. September:
„... wir bedauern, dass Sie Ihr Abo kündigen und  
können Ihre Begründung sehr gut nachvollziehen.  
Das Thema ist im Haus sehr umstritten und wir hoffen dass 
die Genossenschaftsversammlung* dieses Thema  
erörtern wird!

* Siehe den Kasten „Fette Beute“ auf der nächsten Seite dazu,  
wie sich die Genossenschaftsversammlung entschieden hat.

„Bundeswehr-Anzeigen sind Euch wichtiger 
als treue LeserInnen“
Liebe taz-Menschen,
vor mir liegt die Abobestätigung vom 20.10.1992. In dem Schrei
ben heißt es: „Sollte Sie bei Ihrer Lektüre einmal heiliger Zorn, 
blinde Wut oder schieres Entsetzen packen, möchte ich Sie um 
folgendes bitten: Rufen Sie an oder schreiben Sie uns ... nur be
stellen Sie die taz nicht gleich ab.“
Nun, wie viele andere aus der Deutschen Friedensgesellschaft 
habe ich mich mit euch im letzten Herbst über die Anzeigen der 
Bundeswehr in der taz auseinandergesetzt, konstruktiv ausein
andergesetzt, denke ich. Ergebnis: im Sommer 2016 waren schon 
wieder BuWe-Anzeigen zu sehen. Daraus schließe ich, dass für 
euch BuWe-Anzeigen wichtiger sind als treue LeserInnen.
Also: 1. Das Abo kündige ich mit sofortiger Wirkung. Ihr über
weist den überzahlten Betrag auf mein Konto.
2. Ich trete mit sofortiger Wirkung aus der taz-Genossenschaft 
aus. Meine Genossenschaftseinlage wird ebenfalls auf mein 
Konto überwiesen.
Schöne Grüße 
Ernst Rattinger, Offenburg

„Bundeswehr-Anzeigen sind Euch wichtiger 
als treue LeserInnen“
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Die taz hat sich entschieden: Eine 
deutliche Mehrheit stimmte bei der 
Genossenschaftsversammlung da-
für, auch weiterhin Anzeigen der 
Bundeswehr zu veröffentlichen. Am 
19. September berichtete die taz so 
darüber:

Ist es richtig, dass die taz Anzeigen der 
Bundeswehr abdruckt? Diese Frage wur-
de von den 354 Genossen kontrovers 
diskutiert, die am Samstag zur alljährli-
chen Generalversammlung in der Ber-
liner Zentrale der Heinrich-Böll-Stiftung 
zusammengekommen waren. Hartmut 
Louis aus Wuppertal hatte beantragt, das 
Thema auf die Tagesordnung zu setzen: 
Es sei doch gerade das Ziel der Genossen-
schaft, „auf solche Geldgeber verzichten 
zu können“. 

Für den Unmut hatte taz-Geschäfts-
führer Andreas Bull vollstes Verständ-
nis: „Ich finde diese Anzeigen auch eine 
Zumutung, aber ich habe gelernt, dass 
ich diese Zumutungen aushalten muss.“ 
Denn die taz erzielt durch Werbeeinnah-
men etwa zwei Millionen Euro im Jahr. 
Allerdings kann sie sich die Anzeigen 
nicht individuell aussuchen und „die Ro-
sinen herauspicken“. 

Viele Genossen sind ehemalige 
Kriegsdienstverweigerer. Dazu gehört 
auch Joerg Goy aus Handewitt, der aber 
gleichzeitig feststellte: „Ich bin auch 
Kaufmann.“ 

Daher plädierte Goy dafür, die Anzei-
gen zu drucken: „Ich kann mir nicht vor-
stellen, dass die Bundeswehr unter den 
taz-Lesern Rekruten gewinnt. Ich würde 
dies als eine Subvention der Bundesregie-
rung sehen.“ 

Diese abgeklärte Haltung, die Bun-
deswehranzeigen als „fette Beute“ zu be-
trachten, erhielt am Ende eine deutliche 
Mehrheit. Ein „Stimmungsbild“ ergab, 
dass 194 Genossen dagegen waren, auf 
die Bundeswehranzeigen zu verzichten. 
53 wünschten sich ein Ende der Wer-
bung, 12 enthielten sich. 

Eine kreative Alternative schlug Hart-
mut Spiegel aus Paderborn vor: Genos-
sen könnten doch selbst Werbeflächen in 
der taz kaufen und ihre Namen unter den 
Satz setzen: „Diese Genossen haben da-
für gesorgt, dass hier keine Anzeige der 
Bundeswehr steht.“ Sollte es zu einer der-
artigen Initiative kommen, würde die taz 
dieses Inserat sofort drucken, versicher-
te Andreas Bull: „Das wäre eine großarti-
ge Anzeige.“

Fette Beute

Kanonen müssen sich warm anzie-
hen!“, das war unser Motto auf der 
diesjährigen „Hanse Sail“ Mitte Au-

gust in Rostock, ein wie immer „friedli-
ches“ Seglerfest mit Kanonier- und Böller-
treffen, Marineschiffen am Fluss im Zen-
trum und am Passagierkai in Warnemün-
de (auf denen auch schon mal Gottes-
dienste der Militärpfarrämter stattfinden), 
zwei Zerstörern der japanischen Marine 
im Überseehafen und „Tagen der Offenen 
Tür“ auf dem Stützpunkt Hohe Düne. Das 
„Hanse Sail Business Forum“ am ersten 
Tag der Sail war komplett der Bundeswehr 
als „Chance für die regionale Wirtschaft“ 
gewidmet. Zum 800. Stadtgeburtstag 2018 
sollen sogar die „Marinehauptstädte“ der 
ganzen Welt eingeladen werden. Rostock 
hat diese Funktion für Deutschland: Hier 
befindet sich das Marinekommando, die 
oberste Führungsinstanz dieser Teilstreit-
kraft. Das soll die Stadt offenbar endgül-
tig prägen. 

Deshalb sind wir auf der „Hanse Sail“ 
seit Jahren unterwegs. Traditionell ver-
teilen wir Kommunikationsguerilla-Flug-
blätter (und werden sie reißend los). Dies-
mal wollten wir symbolisch Kriegsge-
rät unschädlich machen. Fleißig schwan-
gen wir die Häkelnadeln, um die histori-
schen Kanonenrohre auf dem so genann-
ten Kanonsberg, mit guter Sicht auf den 
Stadthafen, in antimilitaristisches Rosa 
zu kleiden. Gleichzeitig  wollten wir den 
weiteren Ausbau der historischen „Ver-
teidigungsanlagen“ Rostocks kritisieren, 
zu denen der Kanonsberg gehört. Mau-
ern, Bastionen und Kriegerdenkmä-
ler will man wieder besser sichtbar 
machen. Auf Kosten von Grünflä-
chen und Bäumen und von anderen 
Baumaßnahmen: Gerade wird mit 
viel Sympathie der Wiederaufbau 
eines Stadttores geplant, das 1960 
gesprengt wurde. Zum Stadtjubi-
läum soll es wieder stehen. Der ei-
gentlich ebenfalls für 2018 geplante 
Neubau des Theaters, das seit dem 
Zweiten Weltkrieg in einem Ersatz-
gebäude spielt, ist dagegen nach ei-
ner weiteren endlosen Standortde-
batte wieder aus der Diskussion ver-
schwunden. Unsere Meinung dazu: 
„Die Stadt und ihre Besucher brau-
chen keine Rückbesinnung auf mi-

litärische Traditionen und kein Säbelras-
seln auf dem Meer. Gerade die Hanse Sail, 
auf der Schiffe von überall zusammenkom-
men, sollte ein friedliches Miteinander 
vorleben. Zum Frieden gehören zivile Ar-
beitsplätze, offene Grenzen, gemeinsame 
Kulturerlebnisse und demokratischer Mei-
nungsaustausch. Abschottung und Stolz 
auf Kriegsgerät haben hier nichts zu su-
chen.“ Das schrieben wir in unseren Flyer 
und klebten ihn wie die Erläuterung zu ei-
nem Bild oder einer Plastik in einer Gale-
rie auf die Halterungen der rosa umhäkel-
ten Kanonen.

Dass wir gleichzeitig die Geländer des 
Kanonsbergs mit Dutzenden laufender 
Meter Friedenstransparente und -fahnen 
behängt hatten, geriet fast aus dem Blick. 
Aber alles zusammen hatte funktioniert: 
Die Kanonen waren an diesem Tag ein An-
ziehungspunkt für die Medien, sind inzwi-
schen hoffentlich ein anerkanntes Kunst-
objekt und werden demnächst vielleicht 
eine Station auf Stadtführungen sein. 
Denn die Überzüge sind immer noch da. 
Nur die die Kugeln symbolisierenden Pom-
pons werden manchmal geklaut. Wir müs-
sen also gar nicht so viel nachbessern, wie 
wir anfangs dachten. Wir können sogar 
noch Wolle abgeben. Man kann vieles aus 
ihr machen: rosa Schlipse für Heldenstatu-
en, rosa Etuis für deutsche Kleinwaffen, 
rosa Girlanden für Kasernentore … 

Cornelia Mannewitz ist DFG-VK-Bun-
dessprecherin und aktiv in der DFG-VK-
Gruppe Rostock.

Kriegsgerät unschädlich machen
Aktion bei der „Hanse Sail“ in Rostock
Von Cornelia Mannewitz

Rosa umhäkelte Kanonen als Touristenattraktion
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Als Vertreter des erkrankten Monty 
Schädel ist seit Jahresbeginn Michael 
Schulze von Glaßer als politischer Ge-
schäftsführer für die DFG-VK tätig. In 
dieser Kolumne berichtet er regelmä-
ßig, was in der DFG-VK-Geschäftsfüh-
rung gearbeitet wird, welche Themen 
im Fokus sind, welche Materialien er-
stellt werden etc.

Die politische Sommerpause ist in 
diesem Jahr „Dank“ des Brexits, des 
Putschversuchs in der Türkei und der 
Olympischen Spiele bzw. dem, was die 
Bundeswehr dazu gemacht hat, aus-
gefallen. Hinzu ist die schon bei der 
Bundesausschuss-Sitzung im Juli be-
gonnene (bzw. wieder aufgekomme-
ne) Debatte zum Umgang mit der Nato 
und mit Russland gekommen: Der 
Feind unseres „Feindes“ ist nicht un-
ser Freund! Es war und ist also viel los 
in der DFG-VK. Da mir Transparenz 
wichtig ist, hier ein kurzer Überblick 
über meine Arbeit der letzten Monate.

Militärfestspiele-Kampagne

Kurz vor den Olympischen Spielen in Rio 
des Janeiro begann die Bundeswehr, mit 
einer groß angelegten Fernseh- und Pla-
kat-Kampagne mit ihren SportsoldatIn-
nen um neue RekrutInnen zu werben. Der 
DFG-VK-BundessprecherInnenkreis be-
schloss unter dem Stichwort „Militärfest-
spiele“ eine Gegenkampagne, welche die 
Armee-Kampagne als irreführend – „Die 
Bundeswehr ist kein Sportverein!“ – ent-
larven sollte und sich auch allgemein ge-
gen das Sportförderprogramm der Bun-
deswehr richtete (siehe Seite 12). Wie bei 
unserer Kampagne zur „zivil-militärischen 
Zusammenarbeit“ zwischen dem Roten 
Kreuz und der Bundeswehr (siehe Sei-
te 13) sollte auch bei der „Militärfestspie-
le“-Kampagne eine eigene Aktionswebsi-
te das zentrale Fundament der Kampagne 
sein. Vom Beschluss bis zur fertigen Web-
site (www.militärfestspiele.de) dauerte es 
nur sechs Tage – wir schaffen es also mitt-
lerweile, auch kurzfristig auf neue Bun-
deswehr-Kampagnen zu reagieren. Die 
Verbreitung mit Bildern und Videos via 
Facebook klappte gut. Allerdings haben 

nur wenige Medien – u.a. jungeWelt und 
taz – etwas über die Kampagne gebracht. 
Zudem fehlte es an einer direkten Hand-
lungsmöglichkeit für Interessierte – etwa 
eine vorgefertigte Protest-E-Mail an die 
Bundeswehr. Für eine erste und auch nur 
temporär auf die Olympia-Zeit beschränk-
te Kampagne können wir aber zufrieden 
sein; wenn wir uns dem Thema aber lang-
fristig widmen wollen, braucht es ein bes-
seres und umfangreicheres Konzept.

Aktion: Atomwaffen-Alarm!

Um die öffentliche Wahrnehmung der 
DFG-VK zu erhöhen und die Menschen 
mit unseren politischen Forderungen zu 
erreichen, sind Aktionen unabdingbar. 
Heute ist es dabei vor allem wichtig, „Bil-
der“ zu schaffen. In meiner Kolumne in 
der vorigen ZivilCourage hatte ich da-
her bereits schon über das Aktionsset 
„Tödliche Kleinwaffenexporte“ berichtet, 
das sich die Gruppen vom Bundesverband 
ausleihen können (material@dfg-vk.de). 
Nun gibt es ein weiteres Aktionsset, dies-
mal zum Thema „Atomwaffen“. Das Set 
besteht aus einer „zerstörten Atombom-
be“ (aus Blech- und Plastikteilen), Radioak-
tiv-Warnschildern, drei gelben Schutzan- 
zügen samt Gasmasken sowie unseren 
Flugblättern zu dem Thema. Der Probelauf 
im nordhessischen Kassel hat bereits sehr 
gut funktioniert: PassantInnen werden 
schnell aufmerksam und interessiert, auch 
die lokalen Medien berichteten und foto-
grafierten. Das „Atomwaffen-Alarm“-Akti-
onsset können sich DFG-VK-Gruppen für 
50 Euro beim Materialversand (material@
dfg-vk.de) ausleihen.

Pressearbeit verbessert

Nach einigen (auch meiner Stellung als 
nicht auf einem Bundeskongress gewähl-

ten Vertreter des politischen Geschäfts-
führers bzw. Bundessprecher geschul-
deten) Anlaufschwierigkeiten bei der 
Pressearbeit konnte diese durch eine bes-
sere Abstimmung mit allen Beteiligten 
nun deutlich verbessert werden. 

So haben wir in den vergangenen Mo-
naten oft sehr schnell auf politische Er-
eignisse reagiert und etwa Pressemittei-
lungen zum Einsatz deutscher Waffen 
beim Putschversuch in der Türkei und 
zur Veröffentlichung des neuen Bundes-
wehr-Weißbuchs herausgegeben. Aller-
dings: So gut die inneren Abläufe auch lie-
fen, werden wir von der Presse noch im-
mer kaum wahrgenommen, und die Mit-
teilungen, die wir verschicken, werden 
nur selten von JournalistInnen beachtet. 
Das ändert sich hoffentlich durch eine 
fortlaufende stetige Pressearbeit und di-
rekten Kontakten zu einzelnen Medien-
vertreterInnen. 

Planungen für 2017

Einige „Baustellen“, die ich bereits in der 
letzten Kolumne angesprochen habe – 
etwa ein neuer Webshop –, sind noch 
nicht abgeschlossen, andere stehen kurz 
vor der Fertigstellung. Der Blick geht 
aber schon ins nächste Jahr: Vor kurzem 
wurde eine Arbeitsgruppe zur Planung 
des Bundeskongresses, der vom 10. bis 
12. November 2017 in Berlin stattfin-
den soll, gegründet. Auch wie es mit dem 
125-Jahr-Jubiläum weitergeht, wird gerade 
– in Zusammenarbeit mit Thomas Mick-
an, der sich vor allem um dieses Thema 
kümmert – geplant. Zudem gilt es, sich auf 
politische Ereignisse – etwa die Bundes-
tagswahl – langfristig vorzubereiten und 
grundsätzliche, strategische Überlegun-
gen zu Kampagnen zu treffen: Proteste ge-
gen die Bundeswehr und neue Rüstungs-
vorhaben sind unabdingbar, doch fehlt 
es heute letztlich – im Gegensatz etwa 
zur Schweiz – am demokratischen Mittel, 
wirklich eine aussichtsreiche Chance auf 
politischen Erfolg zu haben. Es muss über-
legt und debattiert werden, welche „An-
griffsziele“ für die DFG-VK machbar und 
sinnvoll sind – es gibt leider genug The-
men, die unsere Aufmerksamkeit fordern. 
Packen wir sie an – mit Bedacht!

„Was macht eigentlich  
unser politischer Geschäftsführer?“ 
Die Kolumne von Michael Schulze von Glaßer

DFG-VK informativ
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Es ist geschafft – Sonntag, 7. August, 
9 Uhr 30. Nach genau 27 Stunden 
und 45 Minuten und etwa 570 Kilo-

metern Fahrtstrecke erreichen 20 Radler 
und die sieben Begleiter in drei Fahrzeu-
gen die Stadtparkhalle im baden-württem-
bergischen Bretten und werden von fast 
ebenso vielen Menschen erwartet. Eine 
Mischung aus völliger Erschöpfung und 
absolutem Glücksgefühl macht sich breit 
und wird gespeist durch viele Umarmun-
gen, motivierenden Ansprachen und le-
ckerem Frühstück. 

Am 6. August, dem 71. Jahrestag des 
Atombombenabwurfs auf Hiroshima, 
waren um 5 Uhr 45 über 120 Radler in 
Bretten für den mittlerweile 12. Pacema-
kers-Radmarathon von Bretten über Hei-
delberg, Mannheim, Kaiserslautern, Ram-
stein, Neustadt/Weinstraße zurück in die 
Melanchthonstadt aufgebrochen. Zum 
wiederholten Mal gefilmt vom SWR-Fern-
sehen. Das Peloton auf der 340 Kilome-
tern langen Strecke wuchs zwischenzeit-
lich auf fast 150 Radler an, die als Botschaf-
ter für nukleare Abrüstung unterwegs wa-
ren. Eskortiert von und mit dem sicheren 
Schutz durch die Polizei sowie durch die 
Pacemakers-Begleitfahrzeuge (Führungs- 
und Schlussfahrzeug, zwei Besenwagen, 
Pannenwagen). 

Doch damit nicht genug. Von ur-
sprünglich 35 Angemeldeten überwan-
den schließlich 20 Radler ihren inne-
ren Schweinehund und fuhren etwa 230 
weitere Kilometer von 22 Uhr an über 
Pforzheim, Haigerloch, Tübingen, die 
Patch-Barracks in Stuttgart zurück nach 
Bretten, diese Zusatzstrecke allerdings 
ohne Polizei-Absicherung. Vor der nächtli-
chen Abfahrt wurden alle Radler über die 
Verhaltensweisen in der Nacht aufgeklärt. 
Das Begleitteam in den Fahrzeugen wurde 
bis auf zwei Personen komplett gewech-
selt. Die ganzen fast 28 Stunden dabei war 
Roland Blach, Organisator der Pacemakers 
und Geschäftsführer des DFG-VK-Landes-
verbands Baden-Württemberg. 

Die monatelange Vorarbeit hatte sich 
gelohnt: Beim Start in Bretten wurde aus 
einem Grußwort japanischer Atombom-
benopfer zitiert, der Brettener Oberbür-
germeister Wolff fuhr selbst die ersten Ki-
lometer auf dem Rad mit, ehe die Durch-
schnittsgeschwindigkeit von 30 Stunden-
kilometern erreicht wurde. In Heidelberg 
wurde von Hermino Katzenstein, dem ers-
ten Landtagsabgeordneten, der beim Ma-
rathon mitfuhr, ein Grußwort des (alten 
und neuen) baden-württembergischen 
Verkehrsministers Winfried Hermann ver-
lesen. Zur Mittagszeit begrüßte Bürger-
meisterin Dr. Freundlieb die Teilnehmer 
vor dem Mannheimer Rathaus, bevor 40 
Kilogramm Pasta vertilgt wurden. In Kai-
serslautern wurde erneut die kleine evan-
gelische Kirche in einen Verpflegungs-
raum umfunktioniert. 

Deutschland duldet den  
amerikanischen Drohnen-Mord

Ein bewegendes Highlight war die Be-
gegnung mit den über 30 Hobbyradlern 

des DFG-VK-Landesverbands Bayern und 
ihrem Begleittross vor der US-Air-Base 
Ramstein, deren einwöchige Friedens-
fahrradtour dort ihren Abschluss fand. 
Dabei wurden viele Dutzend Schilder mit 
den Namen von getötetem Kindern nach 
US-Drohnenangriffen in Pakistan hoch-
gehalten. Seit 2014 ist bekannt, wie sehr 
Ramstein in die tödliche Drohnenpolitik 
der USA eingebunden ist – mit Duldung 
der deutschen Politik. 

Über den schönsten Streckenabschnitt 
der gesamten Tour, den Pfälzer Wald, 
ging es zum letzten Verpflegungsort tags-
über, nach Neustadt an der Weinstraße. 
Nach dem Zwischenziel in Bretten wur-
den die „Nacht-Radler“ dann an jedem Ort 
von mehreren Friedensaktivisten mit Ver-
pflegung erwartet. Der Höhepunkt der  
Nachtetappe war Haigerloch auf der 
Schwäbischen Alb. Bei einer kurzen Füh-
rung im „Atomkeller“ wurde über die 
Grundlagenforschung für eine atomare 
Kettenreaktion am Ende des Zweiten Welt-
kriegs berichtet, bevor Maultaschen in der 
Brühe, Kartoffelsuppe und Kaffee die Rad-
fahrer um 3 Uhr morgens wieder erwärm-
ten sowie neue Kräfte freisetzten. Wenige 
Stunden später erreichte das kleine Pelo-
ton nach der längsten eintägigen Friedens-
demo der Welt bei herrlichem Sonntags-
wetter den Kraichgau.

Engagement für eine  
atomwaffenfreie Welt

Die Pacemakers sind Teil der bundeswei-
ten Kampagne „Büchel ist überall – atom-
waffenfrei.jetzt“. Sie forderten auf ihrer 
Tour den umgehenden Abzug der Atom-
waffen aus Büchel sowie den weltweiten 
Stopp von Aufrüstungs- und Modernisie-
rungsplänen von Atomwaffen. Außerdem 

12. Pacemakers-Marathon für Atomwaffenfreiheit
Die mit 570 Kilometern längste eintägige Friedensdemonstration erfolgreich durchgeführt
Von Roland Blach

Mahnung und Protest vor der US-Air-Base Ramstein: Die Namen pakistanischer Drohnen-Opfer

Anti-Atomwaffen-Kundgebung in Heidelberg
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Das Rote Kreuz ist „traditionell ein  
humanitäres Betätigungsfeld für  
adlige Frauen und ausgediente Militärs“
Briefe der LeserInnen

Zum Beitrag „Keine Spenden für das 
Deutsche Rote Kreuz!“ in ZC Nr. 3/2016, 
Seite 14/15

„Keine Spenden für das DRK! – Gegen 
zivil-militärische Zusammenarbeit.“ Das 
sind pazifistische Forderungen, die deut-
lich machen, wo das DRK steht. Die Kam-
pagne der DFG-VK ist richtig und sinnvoll.

Wenn wir die Geschichte des Roten 
Kreuzes und auch des Internationalen 
Roten Kreuzes (IKRK) betrachten, dann 
stellt sich allerdings die Frage, ob Henry 
Dunant in die Reihe von Pazifisten und Pa-
zifistinnen zu stellen ist, die jeden Krieg 
grundsätzlich ablehnen. Dies könnte ver-
mutet werden, weil er den Friedensnobel-
preis erhalten hat, wie im ZivilCoura-
ge-Beitrag am Ende hervorgehoben wird.

Nein. Henry Dunant wollte den Krieg 
nur zivilisieren, und in dieser Tradition ste-
hen die nationalen Rotkreuz- und Rothalb-  
mond-Gesellschaften als nationale Hilfs-
gesellschaften ihrer Länder bzw. Staaten. 
In der Regel sind diese ein Teil staatlicher 
und militärischer Strukturen der jewei-
ligen Länder und leisten humanitäre Hil-
fen. Im Völkerrecht ist das IKRK (u.a.) ein 
Völkerrechtssubjekt, das nur Staaten zu-
steht. Das IKRK ist insbesondere tätig im 
Bereich des humanitären Völkerrechts, 

das auch Kriegsführungsrecht oder auch 
„Rechts der bewaffneten Konflikte“ ge-
nannt werden kann. Hier geht es um die 
rechtliche Zivilisierung von Krieg.

In diesem Sinn ist allgemein bekannt 
(!), dass überall auf der Welt die Rotkreuz- 
und Rothalbmond-Gesellschaften des 
IKRK mit staatlichen und militärischen 
Strukturen ihrer Länder zusammenarbei-
ten. „Sie bilden traditionell ein humanitä-
res Betätigungsfeld für adlige Frauen und 
ausgediente Militärs“ (W. Beyer: Pazifis-
mus und Antimilitarismus. Eine Einfüh-
rung in die Ideengeschichte. Schmetter-
ling-Verlag 2012, S. 91) und gehören nicht 
zur Friedensbewegung.

Wolfram Beyer

Zum Leserbrief von Titus Sobisch in 
ZC Nr. 3/2016, S. 28/29 (zum „Auf-
ruf zur Diskussion und für mehr Klar-
heit“: „‚Links‘ und ‚rechts‘ und die DFG-
VK“ von Cornelia Mannewitz in ZC Nr. 
2/2016, Seite 34) und zur Titelgeschich-
te „Verhandeln mit dem ‚Islamischen 
Staat‘?“ von Thomas Carl Schwoerer in 
ZC Nr. 3/2016, Seite 4 ff.:

Titus Sobisch äußert sich sehr ausführlich 
zum Thema „links oder rechts“, obwohl er 
meint, diese Diskussion würde uns nicht 

weiterbringen. Das trifft für sein Gutach-
ten allerdings zu!

„Militante Pazifisten kann es nicht ge-
ben“, meint er. Dabei ist er selber einer, 
versucht es zumindest. In den 60er Jahren 
bin ich Leuten begegnet, die sich „militan-
te Pazifisten“ nannten und in jeder Lage, 
sogar in einer Notwehrsituation keine Ge-
walt anwenden würden. Auch das Attentat 
auf Hitler missbilligten sie. Dem kommt Ti-
tus Sobisch doch selbst recht nahe. „Mili-
tant“ heißt nichts anderes als offensiv, 
kämpferisch, entschieden. Aber das klingt 
so ähnlich wie „Militär“. Assoziationen, 
die durch akustische Reize ausgelöst wer-
den, ersetzen hier das Wissen.

So meint er: „Als Kämpfer für die Welt-
revolution sieht man den Rest der Bevöl-
kerung eindeutig rechts.“ Das ist eindeu-
tig Quatsch.

Mit CDU-Wählern, die „nur“ gegen den 
Afghanistankrieg sind, aber die gegenwär-
tige Gesellschaftsstruktur für die best-
mögliche halten, hat dieser Pazifist we-
niger Probleme als mit Leuten, die gegen 
Kriegstreiber auf die Straße gehen, aber 
den Zugverkehr lahmlegen.

Bumm oder nicht bumm, das ist hier 
die Frage – für ihn die einzige. Hoffent-
lich lobt er nicht Hitler für das Münchener 
Abkommen, und hoffentlich verdammt er 

erwarten die Pacemakers, dass Deutsch-
land endlich seine Bremserfunktion hin-
sichtlich eines Atomwaffenverbotsver-
trags einstellt, zu dem sich bereits über 
120 Staaten in der Uno bekennen. Wenige 
Woche nach dem Pacemakers-Marathon 
beraten darüber Staaten in der Open-En-
ded-Working Group. Nach einer im März 
veröffentlichten Forsa-Umfrage sind 93 
Prozent der Deutschen für ein absolutes 
internationales Verbot dieser Waffen.

Der Pacemakers-Marathon ist eine 
wunderbare, weltweit einmalige Verbin-
dung zwischen der Friedensbewegung, 
dem Radsport und den Mayors for Peace. 

 Bei den Mayors for Peace engagieren 
sich weltweit etwa 7 000 Bürgermeister 
für eine atomwaffenfreie Welt, darunter 
allein über 460 in Deutschland. 

Ohne die Unterstützung der vielen lo-
kalen Friedensgruppen – Friedensinitia-

tiven Bretten, Westpfalz und Neustadt/
Weinstraße, DFG-VK-Gruppe Mann-
heim, Heidelberger Friedensratschlag –, 
der Oberbürgermeister als Schirmherren 
und der Stadtverwaltungen, der Spon-
soren und Medienpartner wären die Pa-

cemakers in dieser Form nicht möglich.  
2017 geht es wieder auf die Straße...

Roland Blach ist Geschäftsführer des 
DFG-VK-Landesverbands Baden-Würt-
temberg.
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nicht die Rotarmisten, weil sie bei der Be-
freiung des Konzentrationslagers Ausch-
witz mit Schusswaffen ausgerüstet waren.

Über den Zusammenhang zwischen 
Gesellschaftsordnung und Kriegsursa-
chen haben kluge Männer und Frauen viel 
kluge Gedanken geäußert, mit denen man 
sich ruhig vertraut machen darf. Schade, 
dass für jede Generation das Fahrrad neu 
erfunden werden muss.

Dass „Esoterik rechts sei“, hat zwar 
niemand so behauptet. In deduktiver Be-
grifflichkeitshuberei, die mal wieder jeg-
liches Wissen ersetzen soll, stellt er fest, 
dass sowohl rechte als auch linke Leu-
te sich manchmal unverständlich ausdrü-
cken. Wäre es nicht nützlicher, sich über 
das zu informieren, was Leute, die sich da-
mit auskennen, über die Esoterik-Szene als 
Einfallstor für faschistische Ideologie und 
Metapolitik erforscht haben?

Titus Sobisch trägt nichts zur Klärung 
bei. Stattdessen breitet er das Selbstbe-
wusstsein der Minderinformierten aus.

Der Hinweis auf das Compact-Magazin 
ist doch wohl nicht als Empfehlung zu ver-
stehen? Sicher kann man da heutzutage 
nicht sein. In dieser Rubrik wurde ja auch 
schon mal dafür plädiert, mit „Reichsbür-
gern“ eine gemeinsame Basis zu suchen.

In einer Zeit, in der Rechtspopulisten 
das Gesicht dieser Gesellschaft verändern 
und beträchtliche Bevölkerungsanteile mit 
ihren Hasspredigten gewinnen, behauptet 
ein Unwissenheitsprediger, wir hätten „ei-
gentlich andere Probleme“. Nein. Im Falle 
der Desorientierung ist das Problem: die 
Orientierung.

Wer behauptet, die Orientierungen 
„links“ und „rechts“ seien unwichtig, über-
holt, unbrauchbar, der will Verwirrung 
stiften oder hat sich verwirren lassen.

Das ist die Lektion des 20. Jahrhun-
derts: Der Pazifismus muss antifaschis-
tisch, also links sein.

Unterdessen will Thomas Carl Schwoe-
rer nur mal kurz die Welt retten. Mit IS 
sollte verhandelt werden, schlägt er vor. 
Begründung, kurz gefasst: Verhandeln ist 
besser als nicht verhandeln. Dabei offen-
bart er mangelnden Überblick über Fakten 
und Zusammenhänge.

Solange verhandelt wird, wird nicht ge-
schossen, glaubt er. Auf Vietnam sind wäh-
rend der Pariser Friedensverhandlungen 
mehr Bomben abgeworfen worden als auf 
Deutschland im Zweiten Weltkrieg.

Die Ostpolitik Willy Brandts lobt er. Es 
müsste aber auch eingestanden werden, 
dass zuvor die „Politik der Stärke“ zum 
Scheitern gebracht wurde. Willy Brandt 
hätte gar nicht „mehr Demokratie wagen“ 
können, wenn die Ostlandreiter weiterhin 
so hätten wüten können wie bis zum 13. 

August 1961 und wieder seit dem 9. No-
vember 1989. Das, was Schwoerer als „ge-
waltfreie Revolution in der DDR“ euphe-
misiert, hatte zur Folge, dass Deutschland 
nicht länger daran gehindert war, die eu-
ropäische Ordnung aus eigener Kraft aus 
den Angeln zu heben, Belgrad zu bombar-
dieren und in Kiew die Nachfolger der 
Nazi-Kollaborateure wieder für sich mar-
schieren zu lassen.

Thomas Schwoerer ist nicht richtig in-
formiert, wenn er meint, auch Nelson 
Mandela hätte zu den Politikern gehört, 
die „alles daransetzten, ihren Kampf ge-
waltfrei zu führen“. Der ANC führte einen 
bewaffneten Befreiungskampf. Das Apart-
heid-Regime bot Mandela an, ihn aus dem 
Gefängnis zu lassen, wenn er den ANC zur 
Gewaltlosigkeit aufruft. Das hat er nicht 
getan. Thomas Schwoerer tut es jetzt stell-
vertretend für ihn.

Historisch steht Nelson Mandela neben 
Che Guevara, Ho Tschi-minh und Patrice 
Lumumba. Thomas Schwoerer stellt ihn in 
eine Reihe mit Lech Walesa. Warum nicht 
gleich mit Franz-Josef Strauß?

In der Welt, die man retten will, sollte 
man sich auskennen.

Helmut Loeven

Lieber Titus,
vielen Dank für Deinen Brief zu mei-

nem Artikel! Ganz unkommentiert möch-
te ich ihn allerdings nicht lassen:

• „Was man als links oder rechts be-
urteilt, hängt immer vom eigenen Stand-
punkt ab.“ – Eben nicht. Deshalb hatte ich 
geschrieben: „Links und rechts sind politi-
sche Grundkonzepte. Mit ihnen bewertet 
man gesellschaftliche Verhältnisse“ und 
aus dem historisch-kritischen Wörterbuch 
des Marxismus zitiert (hier noch einmal 
gekürzt; Ähnliches kann man auch anders-
wo finden): „In der (französischen – C.M.) 
Nationalversammlung (…) die bürger-
lich-liberalen Gegner und konstitutiona-
listischen Kritiker der Monarchie auf der 
linken Parlamentsseite (…), die Royalisten 
auf der rechten (…). (…) Links meint (…) 
zunächst Liberalismus und Aufklärung als 
Ausdruck des wachsenden Selbstbewusst-
seins des aufstrebenden Bürgertums (…). 
Die (…) Forderung nach Gleichheit bzw. 
Gleichstellung im politischen Raum lässt 
sich auf alle anderen Ebenen des gesell-
schaftlichen Lebens (z.B. Arbeitsplatz, 
Einkommen, Vermögen), d.h. die sozialen 
Grundlagen der Demokratie, ausdehnen.“ 
Mit Beurteilungen nach diesen Maßstäben 
kann man in der Kommunalpolitik begin-
nen: Wer den Bürgermeister den Beschlüs-
sen des Stadtparlaments verpflichtet sieht, 
so viele Entscheidungen wie möglich im 
Stadtparlament treffen will und Bürgerbe-

teiligung einfordert – links; wer den Bür-
germeister machen lässt und sich im Stadt-
parlament, wenn es denn schon mitreden 
soll, um „stabile Mehrheiten“ bemüht – 
rechts (nicht gleich rechtsradikal!). Dass 
es auf der rechten Seite des Kommunal-
parlaments Lobbyisten leichter haben, an-
zudocken, also die Verflechtung mit der 
Wirtschaft enger ist, ist sicher kein Zufall. 
Da wären wir aber auch schon bei rechts 
und links in Gesellschaftsordnungen und 
das ist ja nur ein Beispiel. 

• Du schreibst in zwei unmittelbar auf-
einanderfolgenden Sätzen: „Als ‚Kämp-
fer für die Weltrevolution‘ sieht man den 
Rest der Bevölkerung eindeutig rechts. Als 
DFG-VK müssen wir den Einsatz von Ge-
walt von beiden Seiten verurteilen (…)“. 
Gewalt ist ein Mittel, Links und Rechts 
sind Inhalte. Inwieweit das eine mit dem 
anderen zusammenhängt, wäre einen wei-
teren Artikel wert. Nebenbei gesagt würde 
ich das Wort Weltrevolution nicht gebrau-
chen. Es ist einem bestimmten Bereich lin-
ker Strategie zugeordnet, den man zurzeit 
wohl als historisch bezeichnen muss, wie 
immer man das auch finden mag. 

• Du schreibst: „In diesem Sinne ist ‚Pa-
zifismus kann nur links sein‘ nicht nur an-
maßend, sondern in erster Linie ausgren-
zend. Politische Positionierung der DFG-
VK kann nicht heißen unbedingtes Par-
teiergreifen für eine politische Partei.“ – 
Hierzu zweierlei: 1) „Pazifismus kann nur 
links sein“ habe ich nicht geschrieben. 
2) Parteipolitik ist nicht der Bewertungs-
maßstab dafür, ob etwas links oder rechts 
ist – sie selbst muss sich danach bewer-
ten lassen. Hier schließt sich dann auch 
ein Punkt an, in dem Du mir nicht zustim-
men willst: Die Tatsache, dass diskutiert 
wird, bedeutet Deiner Meinung nach, dass 
es unklare oder mindestens stark unter-
schiedliche Vorstellungen gibt, was rechts 
und links ist. Meiner Meinung nach bedeu-
tet sie, dass es klare Vorstellungen davon 
gibt. 

Wahrscheinlich hatte ich mich in dem 
entscheidenden Satz zu knapp ausge-
drückt: „Diskrepanzen werden unter poli-
tisch Interessierten und Gebildeten oft dis-
kutiert (‚ist das noch linke Politik‘ o.ä.).“ 
Gemeint war nicht der Inhalt von links 
und rechts, sondern die Bewertung von 
Politik als linke oder rechte. Daher auch 
die erwähnten Diskrepanzen. Ich hatte 
im selben Artikel geschrieben: „Meinem 
Eindruck nach wird in der Alltagswahr-
nehmung von links und rechts Folgendes 
gern verwechselt: linkes und rechtes Den-
ken; Menschen, Parteien, Bewegungen …, 
die ‚links‘ oder ‚rechts‘ im Namen tragen; 
linke und rechte Politik.“ Du schreibst ja 
auch: „Die Haltung einer politischen Par-



Nr. 4 – Oktober 2016 35

Briefe

Nr. 4 – Oktober 2016 35

Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. 
Ich bin daher entschlossen, keine Art von Krieg zu unterstützen  
und an der Beseitigung aller Kriegsursachen mitzuarbeiten.

Die 
pazifistische 
Grundsatzerklärung

0416

Soldatinnen und Soldaten!

Chancen über Chancen. So kann man die gegen-
wärtige Lage unserer Bundeswehr beschreiben. 
Vorbei sind die Zeiten ständiger Einsparungen 
und Kürzungen. Und was noch wichtiger ist: Unse-
re Erfolge sind sichtbar. Olympia 2016 hat es ge-
zeigt. Ohne die Siege unserer Sportlerinnen und 
Sportler aus der Truppe würde der Medaillenspie-
gel Deutschlands nicht so schön glänzen. Das ist 
das Ergebnis der gezielten Sportförderung unserer 
Bundeswehr. 
Außerdem: Das Tabuthema des Einsatzes der 
Bundeswehr gegen Terror im Inland wird jetzt end-
lich angegangen. Zwei Beispiele: Terrorangriff auf 
ein Einkaufszentrum. Die Polizei legt Absperrbän-
der aus. Unsere Spezialkräfte erledigen das per 
Kopfschuss. Oder: Terrorangriff auf einen Groß-
flughafen. Polizeikräfte können das Gelände nicht 
vollständig abriegeln. Unsere Panzergrenadiere 
erledigen das in ein paar Minuten und das Gelän-
de ist dicht. Ich bin sicher: Die große Einsatzübung 
unserer Bundewehr mit der Polizei und den Ka-
meraden vom Roten Kreuz im kommenden Früh-
jahr wird zeigen, wie unverzichtbar wir sind. Darauf 
dürfen wir uns schon jetzt intensiv vorbereiten. Wir 
wissen ja: Macht der IS das Leben schwer? Dage-
gen gibt’s die Bundeswehr!

gez. Alex von Lingua, Feldpostmeister

F E L D P O S T

TAGESBEFEHL!

tei ist veränderlich infolge der Kompro-
missfindung, um Politik gestalten zu kön-
nen.“ Aber vielleicht wäre das Verhältnis 
zwischen Pazifismus und links bzw. rechts 
auch eine Idee für einen Artikel. 

Bleiben wir noch bei unseren Dissens-
punkten: 

• Du fragst, warum Esoterik rechts sei, 
zitierst Wikipedia („eine philosophische 
Lehre, die nur für einen begrenzten ‚in-
neren‘ Personenkreis zugänglich ist“) und 
schreibst: „Das gibt es in der linksautono-
men Szene doch auch.“ Je nachdem, wie 
man „Philosophie“ versteht – das gibt es 
vermutlich sogar in Familien. Aber das ist 
ja auch nicht alles. Bei dieser Lehre geht 
es in aller Regel um eine G±±±eheimleh-
re, die sich bewusst außerhalb der Wissen-
schaft stellt und überzeitliche Gültigkeit 
beansprucht. Die Verbindungen zur rech-
ten Szene sind stark. Rechte schätzen an 
der Esoterik ihr einfaches Gut-Böse-Sche-
ma, ihr Elitedenken und ihr unerschöpfli-
ches Potenzial für Verschwörungstheori-
en - alles Versatzstücke rechter Ideologien 
und manipulativer rechter Politik. Noch 
eine Artikel-Idee? Dazu gibt es aber eigent-
lich schon ziemlich viel. 

• Campact und andere Organisationen 
brächten Massen auf die Straße und hinter 
Petitionen, ich dagegen meinte, die Zeit 
der Massenmobilisierungen sei vorbei, 
und hätte dabei wohl nur das Thema Frie-
den im Blick. - Ja, mag sein; wobei natür-
lich die Individualisierung und die Skep-

sis Organisationen gegenüber trotzdem 
da  sind - im Internet eine Petition zu un-
terschreiben ist ja eine typische politische 
Aktivität des individualisierten Menschen. 
Und es liegt am Thema: „Krieg“ und „Frie-
den“ sind inhaltlich weitgehend korrum-
piert, TTIP und Ceta stehen dagegen für 
eine als konkret empfundene Bedrohung 
und was die Rolle dieser betrifft, sind wir 
uns ja auch wieder einig. 

Und schließlich: Du ziehst in Deinem 
Brief das Fazit, wir hätten eigentlich ande-
re Probleme als mehr oder weniger abwei-
chende Meinungen zu links und rechts. 
– Nein. Rechts und links sind nichts, wo-
mit man Leute ärgern oder worüber man 
fruchtlose Diskussionen führen kann. Sie 
existieren in der wirklichen Welt. Die Fra-
ge nach rechts oder links ist die grundle-
gende. Es ist die Frage danach, in welcher 
Gesellschaft wir leben wollen. Rechtes 
Denken und rechte Politik streichen seit 
Jahren in unseren Nachbarländern einen 
Erfolg nach dem anderen ein, mit etwas 
Verzögerung jetzt auch in Deutschland. 
Eine Friedensbewegung, die rechts und 
links gegenüber indifferent sein will, wird 
sich irgendwann vorwerfen lassen müs-
sen, ihnen den Steigbügel gehalten zu ha-
ben.     

So weit, nicht erschöpfend, aber im-
merhin mit mehreren Ideen, wie wir die 
nächsten ZivilCourage-Ausgaben rand-
voll bekommen können:) Wer schreibt mit

Cornelia Mannewitz
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